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Tagesordnungspunkt  

Öffentliches Fachgespräch zu dem Thema 
 
"Bericht des Wissenschaftlichen Beirats der  
Bundesregierung, Globale Umweltveränderungen 
(WBGU)  

zu den Schwerpunkten der Arbeit des WBGU" 
 
Vertreter des WBGU: 

 
Prof. Dr. Sabine Schlacke, Vorsitzende 
PowerPoint-Präsentation (Anlage 1) 

Prof. Dr. Dirk Messner, Vorsitzender 
PowerPoint-Präsentation (Anlage 2) 

Prof. Maja Göpel, Generalsekretärin des WBGU 
PowerPoint-Präsentation (Anlage 3) 

 

Selbstbefassung 19(16)SB-94 

 

Vorsitzende: Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
begrüße Sie ganz herzlich zu unserem öffentlichen 
Fachgespräch mit dem Wissenschaftlichen Beirat 
der Bundesregierung für Globale Umweltverände-
rungen, kurz WBGU. Hier haben wir heute erst-
mals eingeladen: beide Vorsitzende und die Ge-
schäftsführerin, um uns über deren Arbeit auszu-
tauschen und ich freue mich sehr, alle begrüßen 
zu können – Herrn Professor Dr. Messner, Frau 
Professor Dr. Schlacke, Frau Professor Dr. Göpel – 
herzlich willkommen im Umweltausschuss!  

Ich muss ein paar allgemeine Bemerkungen ma-
chen, zum Beispiel, dass das Fotografieren, Fil-
men und auch Mitschnitte nicht erlaubt sind. Das 
gilt vor allem auch für die Gäste auf der Tribüne. 
Das ist der akkreditierten Presse vorbehalten. Ent-
sprechend unserer Informationspflicht weise ich 
darauf hin, dass es eine Übertragung dieses öffent-
lichen Fachgesprächs live im Kanal 2 und im In-
ternet auf Web-TV geben wird und dass somit 
Statements, Diskussion und PowerPoint-Präsenta-
tionen über das Internet ebenfalls zugänglich ge-
macht werden. Wir machen üblicherweise auch 
ein Wortprotokoll bei diesen öffentlichen Anhö-
rungen und Fachgesprächen. Sollen wir wieder so 
verfahren? Ich sehe keinen Widerspruch, dann ha-
ben wir das beschlossen. Ich begrüße hier auch 

Herrn Dr. Sach für das Bundesumweltministe-
rium. Falls Fragen aufkommen, ist also auch das 
Ministerium hier vertreten.  

Ich will jetzt vor allem unsere drei Gäste damit 
vertraut machen, wie hier öffentliche Fachgesprä-
che und Anhörungen üblicherweise ablaufen. Sie 
haben zuerst alle drei jeweils die Möglichkeit, bis 
zu zehn Minuten, ein Eingangsstatement vorzutra-
gen, also insgesamt bis zu 30 Minuten. Und dann 
haben wir eine Frage-und-Antwort-Runde, die wir 
üblicherweise folgendermaßen handhaben: Sie se-
hen da oben dann, wenn Ihre PowerPoints durch 
sind, eine Uhr. Wir haben immer fünf Minuten 
vorgesehen für Frage und Antwort inklusive. 
Nach Ihren Eingangsstatements fragen alle Frakti-
onen und Sie geben im Anschluss daran Antwort. 
Also, da wird es auch ein bisschen darauf ankom-
men, dass man auf die Zeit achtet, aber es ist nicht 
so hart wie bei unserem üblichen Format.  

Ich übergebe jetzt das Wort an Sie, Herr Professor 
Messner. Sie sind derjenige, der zur Digitalisie-
rung sprechen wird. Unsere gemeinsame digitale 
Zukunft – da gab es ein WBGU-Hauptgutachten 
2019. 

Prof. Dr. Dirk Messner (WBGU): Sehr geehrte Vor-
sitzende, sehr geehrte Damen und Herren, wir ma-
chen das in drei Schritten. Ich möchte Ihnen jetzt 
zunächst einige Grundlinien unseres Hauptgut-
achtens vorstellen, das wir im April dieses Jahres 
zum Zusammenwirken von digitaler Transforma-
tion und Nachhaltigkeitstransformation veröffent-
licht haben, was ein wichtiges Thema ist. Wie Sie 
sehen werden, ist es ein umfassendes Thema – 
weil am Ende des Tages, was wir beobachten kön-
nen – Herr Köhler, wir haben es eben gerade 
schon angesprochen –, bemühen wir uns um 
Nachhaltigkeitstransformationen, die viele Verän-
derungen implizieren –  darüber reden wir lange 
in der Nachhaltigkeits-Community, darüber haben 
wir auch oft hier mit Ihnen gemeinsam im Um-
weltausschuss diskutiert – und jetzt beobachten 
wir eine zweite große Veränderung: technologie-
getrieben. Die Verbindungen zwischen diesen bei-
den, die sind bisher noch nicht hergestellt. Das ist 
im Grunde die Hauptbeobachtung, die wir haben 
und darüber möchten wir heute sprechen.  

Wir haben zwei Fragestellungen in das Zentrum 
dieses Gutachtens gestellt. Wir haben einerseits 
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die Frage gestellt: Wie können wir diese Techno-
logien, die jetzt zunehmend an Bedeutung gewin-
nen, für die Nachhaltigkeitsfragestellungen, die 
wir gut kennen, im Klimabereich, der Ressour-
ceneffizienz, der Kreislaufwirtschaf, nutzen? Also: 
Wie können wir instrumentell Digitalisierung 
fruchtbar machen für Nachhaltigkeit? Die zweite 
Frage ist grundlegender, weil im Laufe der Be-
schäftigung mit der Digitalisierung haben wir fest-
gestellt, dass die Digitalisierung grundlegende 
Veränderungen in unseren Gesellschaften hervor-
rufen wird und wir deswegen ein besseres Ver-
ständnis brauchen, wie Digitalisierung unsere Ge-
sellschaften, unser Wirtschaften, auch unser 
Nachdenken über Nachhaltigkeit selber, grundle-
gend verändert. Ich möchte Ihnen zu diesen bei-
den Fragen auch einige unserer Suchrichtungen  
bzw. Antworten skizzieren, zu denen wir gefun-
den haben. Zunächst mal zum digitalen Wandel. 

Wir haben in dieses Gutachten nicht einige, se-
lektive Technologien ins Zentrum gestellt, derer 
es ja viele gibt, vom „Blog Sharing“ über „Internet 
of Things“ über Künstliche Intelligenz, „Machine 
Learning“ etc. – wir haben uns das ganze Bündel 
an Technologien, die man unter Digitalisierungs-
technologien versteht, angeschaut und skizziert, 
dass fünf wesentliche Charakteristika diese neuen 
Technologien allesamt charakterisieren und aus-
zeichnen. Wir werden es, wenn wir auf diese 
neuen Technologien schauen, mit mehr Vernet-
zung zu tun haben als wir das in der Vergangen-
heit gekannt haben. Vernetzungen zwischen tech-
nischen Systemen, Vernetzungen zwischen Men-
schen, Vernetzungen zwischen dem Erdsystem, 
den technischen Systemen und den Menschen – 
Vernetzung ist das erste Charakteristikum. Das 
zweite Charakteristikum ist vielleicht das relevan-
teste von allen. Wir bauen jetzt Maschinen und 
technische Systeme, die in Bereiche vordringen, 
die bisher eigentlich der Wettbewerbsvorteil der 
Menschen waren, nämlich analytische Fähigkei-
ten. Diese Maschinen, mit denen wir jetzt arbeiten 
– z. B. künstliche Intelligenz, Maschinenlernen –, 
die können uns Arbeiten abnehmen, aber eben 
auch zu Schwierigkeiten führen, die in diesem Be-
reich liegen: Kognitive Fähigkeiten von techni-
schen Systemen. Autonome Systeme sind das 
dritte Charakteristikum. Wir schaffen zunehmend 
automatisierte Abläufe, die gesteuert werden 
durch kognitiv angeleitete Systeme und auch das 

hat eine Vielzahl von Wirkungen für Nachhaltig-
keitsfragen, wie ich Ihnen gleich zeigen werde.  

Virtualität ist das vierte Charakteristikum. Wir 
sind es gewöhnt, in dreidimensionalen Räumen 
zu denken. Das Ziel der Digitalisierungsrevolution 
ist es, alles, was wir in der physischen Welt ha-
ben, auch in die digitale zu bringen – das heißt, 
die digitale, die virtuelle und die physische Welt 
werden sich zunehmend überlagern und überlap-
pen. Wir müssen also lernen, vierdimensional zu 
denken. Dann werden wir vor dem Hintergrund 
all dessen, was da passiert, eine Wissensexplosion 
erleben, in den Wissenschaftssystemen, in den 
Bildungssystemen – das fordert unsere Gesell-
schaften heraus; wir müssen entsprechende Ant-
worten finden.  

Zur künstlichen Intelligenz vielleicht nur, weil 
wir ja keine Zeit haben, jetzt in Details zu gehen, 
ein paar Anmerkungen: Das, was heute künstliche 
Intelligenz schon so gut oder eigentlich besser 
kann als Menschen – und die Liste dessen wird 
länger, was diese technischen Systeme zu tun in 
der Lage sind:  Schach spielen haben wir schon 
1997 verloren, wie Sie alle wissen; Go, ein kom-
plexeres Spiel, kann von technischer Intelligenz 
besser geleistet werden als von den besten 
menschlichen Spielern; Gesichtserkennung; Stim-
merkennung; Übersetzen von Texten; Textproduk-
tion selber – Material für Zeitungen kann durch 
technische Systeme skizziert werden und erarbei-
tet werden. Wissenschaftliche Bücher können pro-
duziert werden von technischen Systemen. Im 
Springer Wissenschaftsverlag ist in diesem Jahr 
das erste Wissenschaftsbuch erschienen, produ-
ziert von einer technischen Intelligenz. Die Auto-
rin heißt Beta Writer, ist aber kein menschliches 
Wesen, sondern ein technisches Wesen und es 
handelt sich um eine Zusammenstellung, eine 
Analyse zum Stand des Wissens zur Batteriefor-
schung. Ich kann Ihnen nur empfehlen, das zu le-
sen. Ich bin ja Professor. Eine Doktorarbeit hätte 
man damit auch bespielen können. Also techni-
sche Intelligenz rückt in Bereiche vor, die uns vor 
kurzer Zeit noch unvorstellbar erschienen. In un-
serer Studie leuchten wir, was wir Schauplätze 
nennen, eine Vielzahl gesellschaftlicher Bereiche 
und wirtschaftlicher Bereiche aus, in denen Digi-
talisierung eine Rolle spielt und in denen Digitali-
sierung genutzt werden könnte, um Probleme zu 
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lösen. Ich habe Ihnen das hier in dieser Wolke zu-
sammengestellt [Anlage 2, Folie 5].  

Über Wasser haben wir eben gesprochen, Herr Dr. 
Köhler. Dieses Thema taucht hier wahrscheinlich 
auch irgendwo auf – Präzisionslandwirtschaft, 
Kreislaufwirtschaft. In dieser Studie finden Sie 
sehr viel Material zu sektoralen Fragestellungen. 
Darauf möchte ich mich im Augenblick aber nicht 
konzentrieren, sondern Ihnen eher die großen Li-
nien des Gutachtens skizzieren. Wir wissen aber 
einiges über die Wirkung von Digitalisierung in 
diesen Bereichen und wie sie für Nachhaltigkeit 
fruchtbar gemacht werden kann. Unsere Vorge-
hensweise in dem Gutachten ist, dass wir eine 
zeitliche Schiene einlegen und uns fragen, was 
über die Zeit durch Digitalisierung auf uns zu-
kommt aus einer Nachhaltigkeitsperspektive.  

Wir unterscheiden drei Dynamiken des digitalen 
Zeitalters und diese drei Dynamiken beschäftigen 
sich mit den folgenden Fragestellungen: Die erste 
Dynamik, zeitlich gesehen jetzt bis 2030: Wie kön-
nen digitalisierte Technologien und Digitalisie-
rung dazu beitragen, die 2030-Agenda besser zu 
bewerkstelligen oder tauchen vielleicht neue 
Probleme auf? Zweite Dynamik: Wir erwarten 
dann in mittlerer Frist von heute bis 2030/40 tiefe 
Veränderungen in unseren Gesellschaften, auf den 
Arbeitsmärkten, in Bezug auf die Demokratie, in 
Bezug auf Ressourcenverbrauch. Wir müssen 
diese tiefen Veränderungen verstehen und ich 
werde Ihnen einige Überlegungen dazu skizzieren. 
Und die letzte Dynamik, die dann auftaucht – die 
zeitlich gesehen auch jetzt schon begonnen hat, 
aber von ihren Ausprägungen her vermutlich erst 
in zwei, drei Dekaden stärker werden wird, was 
ihre realen Auswirkungen auf unsere Gesellschaf-
ten angeht –, da geht es um die Zukunft des Men-
schen. Diese Technologien in Verbindung mit 
synthetischer Biologie oder auch in Verbindung 
mit Genomforschung können dazu beitragen, Den-
ken anzuleiten über die Zukunft menschlicher 
Entwicklung insgesamt. Der Begriff, der dazu in 
der Diskussion steht, ist Human Enhancement.  

Ich komme auf diese Fragestellung gleich noch 
einmal kurz zurück. Ich möchte jetzt kurz durch 
diese drei Dynamiken durchführen und Ihnen nur 
die Ergebnisse vor Augen halten. Prof. Dr. Sabine 
Schlacke wird gleich in Bezug auf das EU-Thema 
zwei, drei konkretere Felder ausleuchten. Hier 
geht’s um die Gesamtschau. Die erste Dynamik: 

Wie geht die 2030-Agenda mit der Digitalisierung 
zusammen? Das Ergebnis ist im Kern das Fol-
gende: Die erste positive Beobachtung ist, wenn 
wir uns Green-Economy-Fragestellungen an-
schauen – Kreislaufwirtschaft, Dekarbonisierung, 
Ökosysteme und deren Beobachtung, Lebensstile 
und deren Möglichkeiten, sie durch digitale Tech-
nologien zu untersetzen –, dann ist das Ergebnis, 
dass wir viele dieser Probleme mit den digitali-
sierten Technologien besser lösen können als 
ohne sie. Das ist eine gute Nachricht. Die Nach-
richt, die man aber hinzufügen muss, ist, dass wir 
schon seit 20 Jahren digitalisierte Schübe in der 
Wirtschaft beobachtet haben. Aber wir beobachten 
bisher nicht eine Entkopplung der Wohlstands-
produktion von Emissionen und Ressourcenver-
brauch. Es gibt hier also keinen Automatismus 
zwischen der Digitalisierung und dem, was wir 
unter nachhaltiger Wirtschaft verstehen. Wir müs-
sen diese Brücken zwischen diesen beiden Trans-
formationen bauen; bisher existieren sie nicht. 
Wir haben eine Reihe von Elementen benannt, 
wie man diese Brücken baut. Ich will Ihnen nur 
zwei nennen, um Ihnen eine Anschauung zu ge-
ben. Die erste Beobachtung ist: Wenn man sich 
die wissenschaftlichen Communitys anschaut, 
dann sind die Digitalisierungsforschung und die 
Nachhaltigkeitsforschung im Wesentlichen vonei-
nander getrennt; sie müssen in Zukunft viel enger 
zusammenarbeiten, damit wir gemeinsame Lösun-
gen schaffen können. Wenn wir in die Politik 
schauen, ist ein ganz alter Hut von großer Bedeu-
tung: eine ökologische Steuerreform. Wenn wir 
richtige Preissignale hätten, hätten wir vielleicht 
eine Chance, diesen Digitalisierungsschub für 
Nachhaltigkeitsprobleme – die Senkung von Emis-
sionen und die Senkung von Ressourcen – zu nut-
zen, statt im Wesentlichen Arbeit zu substituie-
ren. Eine ökologische Steuerreform wäre ein Ele-
ment, um diese Brücken zu bauen, zwischen der 
Digitalisierung und den Nachhaltigkeitsherausfor-
derungen. Eine zweite Beobachtung in Bezug auf 
die 2030er-Perspektive konzentriert sich eher auf 
den Bereich der gesellschaftlichen Entwicklung. 
Da beobachten wir vier Dinge, die ich Ihnen kurz 
nennen möchte.  

Der erste Punkt ist: Digitalisierung hat sehr viel 
mit neuen Machtstrukturen zu tun. Auf der globa-
len Ebene sind diese Technologien sehr stark be-
trieben und sehr stark im Zentrum, wenn wir 
nach China schauen, wenn wir in die USA 
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schauen – wir haben in Europa hier großen Nach-
holbedarf. Macht hat aber auch eine andere Di-
mension, weil, wenn Sie sich die wirtschaftlichen 
Dynamiken anschauen, dann sehen Sie, dass fünf, 
sechs große Unternehmen das gesamte globale Da-
tenbusiness betreiben. Also: Digitalisierung, Da-
tenverarbeitung und Wettbewerbsrecht ist, was 
wir jetzt dringend ins Zentrum stellen sollten – 
Machtbeziehungen verändern sich.  

Zweite Beobachtung: Digitalisierung kann Un-
gleichheitstendenzen in unseren Gesellschaften 
und zwischen den Gesellschaften verstärken: In 
unseren Gesellschaften dadurch, dass der Zugang 
zu Bildung, der Zugang zu den Technologien und 
deren Anwendung unterschiedlich verteilt ist und 
dadurch schon bestehende Ungleichheiten ver-
stärkt werden könnten. International können wir 
uns gut vorstellen, dass die digitale Kluft, die 
Kluft zwischen Nord und Süd, nochmal auf eine 
neue Art und Weise prononciert; eine Ungleich-
heit also.  

Drittes Element: Was uns Sorgen macht, in Bezug 
auf die soziale Kohäsion unserer Gesellschaften, 
ist, die große Debatte, die ich nur in einem Stich-
wort benennen muss, nämlich Datenverarbeitung, 
Datenschutz, Privatheit, Rechte von Individuen, 
Bürgerschutz und Bürgerrechte am Ende des Ta-
ges – große Diskussion. In Europa haben wir ja ei-
nige Ansätze dazu erarbeitet.  

Und vierter Punkt dann: Governance. Wenn wir 
sagen, es gibt keinen Automatismus zwischen den 
Nachhaltigkeitstransformationen und der digita-
len Transformation, dann bräuchten wir Gover-
nance, dann bauchen wir Regierungshandeln, 
dann brauchen wir Politik. Wenn wir aber feststel-
len, dass viele unserer Ministerien, Ressorts und 
öffentlichen Institutionen mit dem Wissen um ar-
tifizielle Intelligenz, Machine Learning usw. bis-
her nur marginal vertraut sind, dann müssen wir 
uns Sorgen darüber machen, dass wir das regieren 
und gestalten können, was wir bisher nur unzu-
reichend verstehen. Hier gibt es einen Gap auch 
in Bezug auf die Regierungsfähigkeit.  

Die zweite Dynamik würde ich gerne noch anspre-
chen und Ihnen dazu zwei Überlegungen skizzie-
ren. In dieser zweiten Phase der tiefen Verände-
rungen in unseren Gesellschaften mahnen wir 
zwei Dinge an. Wir müssen auf der einen Seite 

das, was wir digitale Systemrisiken nennen, ver-
meiden lernen. Ich habe Ihnen hier fünf, sechs 
von den Systemrisiken mitgebracht, mit denen 
wir uns beschäftigen. Da, wo Digitalisierung – das 
ist der dritte Punkt, den würde ich gerne benen-
nen – mit Autoritarismus und totalitären Struktu-
ren zusammenkommt – und das betrifft 40 Pro-
zent der Weltgesellschaft, die in solchen Gesell-
schaften leben –, da wird es sehr eng für Demokra-
tie und Freiheitsrechte. Wir können nicht nur 
Kreislaufwirtschaft besser organisieren und Pro-
duktkreisläufe monitoren und tracen, wir können 
eben auch Menschen nachverfolgen und das hat 
eine politische Dimension, wie Sie sich leicht vor-
stellen können. Disruption auf den Arbeitsmärk-
ten – darauf müssen wir uns vorbereiten, damit 
müssen wir uns beschäftigen. Wir müssen diese 
Veränderungen in unseren Gesellschaften durch 
präventive Politik gestalten. Prävention verlangt 
nach einer engen Kooperation mit der Wissen-
schaft. Und dann baue ich den Übergang zu der 
dritten Dynamik bereits. Es gibt eine Diskussion, 
die um den Begriff der Human Enhancement-An-
sätze kreist. Da geht es darum, dass man über Ge-
sundheitsvorsorge hinaus menschliche Fähigkei-
ten durch Technik, durch neue Verbindungen 
zwischen technischen Systemen und Menschen 
weiterentwickelt. Unsere kognitiven Fähigkeiten 
weiterentwickeln, unsere psychologischen Fähig-
keiten weiterentwickeln, unsere physischen Fä-
higkeiten weiterentwickeln – also, nachdem wir 
im Anthropozän in die Lage versetzt worden sind, 
das Erdsystem selbst zu transformieren, gehen wir 
jetzt mit diesen neuen Technologiebündeln daran, 
den Menschen zu transformieren. Und wir raten 
an, dass wir hier dringend ethische Leitplanken 
brauchen. Wir tragen das hier bei Ihnen im Um-
weltausschuss vor, obwohl das ja zunächst mal 
nur eine lockere Verbindung zur Umwelt zu ha-
ben scheint, weil es um Nachhaltigkeitsfragen 
geht. Denn wenn wir sagen, Umweltpolitik ist Po-
litik für menschliche Entwicklung, menschen-
zentrierte Entwicklung, dann sind diese ethischen 
Fragen in Bezug auf Human Enhancement von 
herausragender Bedeutung für eine nächste Gene-
ration von Nachhaltigkeitsvorstellungen. Und da-
mit übergebe ich an meine Kollegin Prof. Dr. Sa-
bine Schlacke. 

Prof. Dr. Sabine Schlacke (WBGU): Sehr geehrte 
Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Her-
ren, ich möchte Ihnen den nächsten Schritt, den 
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wir dann unternommen haben – nach der Tiefen-
bohrung, die Herr Prof. Dr. Messner gerade vorge-
stellt hat – präsentieren. Wir haben uns gedacht, 
das Ganze müsste heruntergebrochen werden auf 
die europäische Ebene. Wir müssen im Grunde sa-
gen, was das jetzt für die EU-Politik bedeutet, was 
die EU-Politik braucht. Das hatte auch einen ganz 
konkreten Hintergrund: Wir wissen natürlich, 
dass die Ratspräsidentschaft im nächsten Jahr von 
der Bundesrepublik Deutschland übernommen 
wird, zusammen mit Portugal und Slowenien. Ich 
denke, wir sitzen hier genau richtig in diesem 
Ausschuss, denn es können ja auch Initiativen aus 
dem Bundestag in Richtung Europa gelangen. 
Meines Erachtens müsste es auch Initiativen ge-
ben, denn wir sind mit der europäischen Ebene – 
um es kurz zusammenzufassen – noch nicht zu-
frieden, was die Maßnahmen im Bereich der Digi-
talpolitik und im Bereich der Nachhaltigkeits- 
und der Umweltpolitik anbelangt. Ich möchte drei 
Punkte – und die gliedern auch meinen nachfol-
genden Vortrag – erwähnen. Zum einen haben wir 
gefragt: Wie können digitale Technologien in den 
Dienst einer europäischen Nachhaltigkeitsstrate-
gie gestellt werden?  

Die zweite Frage, die wir aufgeworfen haben, ist: 
Sind denn Digitalpolitik und Umweltpolitik auf 
europäischer Ebene schon hinreichend miteinan-
der verzahnt? Nimmt die Umweltpolitik die Digi-
talpolitik hinreichend in Anspruch? Und die 
dritte Frage, die wir aufgeworfen haben, ist: Wel-
che Rolle spielt eigentlich die Europäische Union 
in ihrer Außenpolitik zwischen zwei ganz starken 
globalen Tendenzen? Die eine Tendenz ist ein 
Laissez-faire, vor allen Dingen wird das befördert 
durch die US-amerikanische Politik. Und die an-
dere Tendenz ist, dass Digitalisierung, digitale 
Technologien genutzt werden, um autokratische 
Systeme zu unterstützen und fortzuentwickeln – 
da muss ich gar kein Beispiel nennen. Ursula von 
der Leyen hat als neue Kommissionspräsidentin 
sehr plakativ den neuen Green Deal in den Vor-
dergrund gerückt, also eine Klimaneutralität des 
gesamten Kontinents bis 2050. Aus unserer Per-
spektive ist das sehr begrüßenswert, reicht aber 
bislang nicht aus. Wir sehen, dass der Klima-
schutz wichtig ist, aber es muss eine gesamthafte 
Nachhaltigkeitsstrategie und Umweltpolitik ent-
wickelt werden auf der europäischen Ebene. Dafür 
haben wir zwei ganz große Gelegenheitsfenster, 

die sich gerade eröffnen. Zum einen wird die Um-
setzung der 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten 
Nationen diskutiert – die sind noch nicht umge-
setzt worden; es gibt zwar eine EU-Nachhaltig-
keitsstrategie, die ist aber noch nicht aktualisiert 
worden – und zum anderen ist es das 8. Umwelt-
aktionsprogramm der Europäischen Union, das 
sich gerade im Entstehen befindet. Wir haben ge-
sagt, diese Gelegenheitsfenster müssen genutzt 
werden für eine strategische Rahmensetzung auf 
der EU-Ebene, die vor allen Dingen – und das ist 
ganz wichtig – die Digitalisierung, digitale Tech-
nologien in den Dienst einer effektiven Nachhal-
tigkeitsstrategie stellt. Ich möchte ein Beispiel ge-
ben, das, glaube ich, ganz prägend ist aus dem Be-
reich der Mobilität. Wir sprechen alle über auto-
nomes Fahren, wir sprechen über Smart Cities, 
die vor allem durch autonome Fahrzeuge gestaltet 
werden sollen – aus unserer Sicht ist autonomes 
Fahren und Smart City noch nicht gleich Nachhal-
tigkeit und Umweltschutz. Das Ganze muss viel 
breiter gedacht werden. Wir müssen sehen, dass 
ein solcher Verkehr auch Energie verbraucht. Es 
können Rebound-Effekte auftreten, die mit einge-
preist werden müssen in einer EU-Nachhaltig-
keitsstrategie – und genau dasselbe auch für eine 
EU-Umweltpolitik. Das ist nicht nur Klimaschutz, 
das ist auch Kreislaufwirtschaft, das ist auch Öko-
systemschutz, das ist das sinnvolle Nutzen von 
Geodaten.  

Wir haben eine Geodaten-Infrastruktur, die muss 
noch ausgeweitet werden; die muss sich möglich-
erweise auch beziehen auf Daten privater Unter-
nehmen. All das, was gesammelt wird in den 
Fahrzeugen etwa, kann natürlich über ein Fahr-
verhalten Auskunft geben – solange das weder 
personenbezogene Daten noch Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse betrifft, kann man diese Daten 
nutzen, um eine nachhaltige und umweltgerech-
tere Mobilität herzustellen. Wir müssen an diese – 
vor allen Dingen bei Privaten liegenden – Daten 
heran. Und das bringt mich dann gleich auch zum 
nächsten Thema: Wie kann eine solche Digitalpo-
litik aussehen? Der Status Quo ist sehr wirt-
schaftsorientiert ausgestaltet – das muss man so 
sagen. Wettbewerbsverzerrungen sollen vermie-
den werden, Handels- und Warenverkehrsbe-
schränkungen sollen möglichst gar nicht erst ent-
stehen. Aber eine Nachhaltigkeitsorientierung fin-
den wir bislang nur in der Digitalen Agenda 2010. 
Da ist das angesprochen. Das ist unverbindlich, 
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im Grunde noch nicht in der Rechtsetzung. Es 
müssen Maßnahmen getroffen werden, etwa zur 
Förderung smarter Mobilitätskonzepte, die auch 
gleichzeitig nachhaltig sind – so wie ich es eben 
dargestellt habe.  

Noch etwas konkreter werde ich bei der EU-Da-
tenpolitik. Die EU-Datenpolitik versucht vor allen 
Dingen – und das wissen Sie aus dem Bereich der 
Datenschutzgrundverordnung – das Spannungs-
verhältnis zwischen gesellschaftlichen Vorteilen 
des Zugangs zu Daten und dem Potential, Persön-
lichkeitsrechte zu verletzen, auszugleichen; sie 
hat sich aber bislang eigentlich noch nicht mit 
dem Einsatz von Daten zum Zwecke einer besse-
ren Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik auseinan-
dergesetzt. Wir meinen, da ist noch Nachholbe-
darf. Etwa können Daten auch sehr effektiv für ein 
Umweltmonitoring eingesetzt werden und wieder 
brauchen wir da nicht nur die öffentlichen Daten 
– da haben wir Richtlinien und Rechtsakte, die 
eine Weiterverwendung öffentlicher Daten, die bei 
Verwaltungen, Umweltverwaltungen, gesammelt 
werden, zulassen – nein, wir müssen auch den 
Zugang und die Weiterverwendung von Daten, die 
bei Privaten vorhanden sind – und eben gerade 
nicht Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse und 
eben gerade auch nicht personenbezogene Daten 
betreffen – herstellen und nutzen dürfen.  

Das wäre eine sehr konkrete Forderung, die auch 
zu einem sehr konkreten Ansatz führt. Nämlich: 
Wir haben eine Richtlinie über offene Daten und 
die Weiterverwendung von Informationen des öf-
fentlichen Sektors und die könnte ausgedehnt 
werden auf den privaten Sektor. Das könnte man 
auch – die Richtlinie ist nur eine Mindestrichtli-
nie, stellt also nur Mindestanforderungen an die 
Mitgliedsstaaten – als Mitgliedsstaat jetzt schon 
gesetzlich verankern ohne gegen EU-Recht zu ver-
stoßen.  

Ein zweiter Punkt, der mir sehr wichtig ist, ist die 
digitale Infrastruktur. Wir sprechen alle über 
transnationale Infrastruktur, transeuropäische 
Netze, vor allen Dingen im Bereich des Energielei-
tungsausbaus, aber wir sprechen eigentlich nicht 
darüber, dass Infrastruktur sehr viel breiter gefasst 
werden muss als Begriff und auch digitale Infra-
struktur umfassen muss. Ich habe eben über Da-
tenpolitik und den Zugang zu privaten Daten ge-
sprochen. Wir brauchen natürlich auch den Zu-

gang – das ist die Voraussetzung zu digitaler Infra-
struktur – zu Social Media – um es ganz deutlich 
zu machen. Und diese Social Media werden bis-
lang wieder nur von Privaten zur Verfügung ge-
stellt. Unsere Auffassung ist, dass hier in diesem 
Bereich eine Aufgabe der Daseinsvorsorge besteht 
und diese Daseinsvorsorge kann von den Mit-
gliedsstaaten wahrgenommen werden, könnte 
aber befördert und unterstützt werden auch durch 
die EU. Also im Grunde eine Gewährleistungsver-
antwortung der EU für eine Wahl des Verbrau-
chers bzw. der Verbraucherin zwischen verschie-
denen digitalen Diensten. Das wäre eine weitere 
Forderung. 

Den letzten Punkt noch ganz knapp zur Außenpo-
litik. Wie müsste denn ein europäischer Weg der 
Digitalisierung im Rahmen des derzeitigen geopo-
litischen und multilateralen Gefüges aussehen? 
Bislang hat sich da die EU unter anderem wieder 
durch die Datenschutzgrundverordnung und den 
Schutz personenbezogener Daten hervorgetan. Das 
reicht aus unserer Sicht noch nicht. Wir müssten 
die Werte, die wir in den Verträgen verankert ha-
ben, beispielsweise die Grundrechte-Charta und 
die Umweltschutzziele – das Ganze ist gewisser-
maßen die DNA der Europäischen Union –, das 
muss als wertebasiertes Modell auf internationaler 
Ebene konkretisiert und als Gegenmodell zu den 
anfangs skizzierten Laissez-faire- und autokrati-
schen Systemen weiter entwickelt werden. Da 
schlagen wir vor, die EU sollte eine modellbil-
dende Rolle einnehmen. Vor allen Dingen das 
Leitbild, das Herr Prof. Dr. Messner skizziert hat –  
Verzahnung von Nachhaltigkeit und Digitalisie-
rung – sollte proaktiv in die Außenpolitik inte-
griert werden. Wir haben die Idee und den Vor-
schlag unterbreitet, einen UN-Gipfel zur Nachhal-
tigkeit im digitalen Zeitalter zu initiieren, um 
deutlich zu machen, dass Umweltpolitik mit der 
digitalen Entwicklung zusammengebracht werden 
muss, auch auf internationaler Ebene. Und wir 
schlagen vor, eine globale Dateninfrastruktur für 
nachhaltige Entwicklung in den Händen einer in-
ternationalen Informationsunion zu schaffen, bzw. 
darauf hinzuwirken, dass wir hier zum Beispiel 
auf der internationalen Ebene als EU tätig werden, 
um Erdbeobachtung zu befördern und damit eine 
Indikatorik zu entwickeln, um unsere Nachhaltig-
keitsziele besser messen zu können, ob sie er-
reicht sind. Das sind unsere drei Ideen, die wir in 
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diesem Bereich haben. Ich bedanke mich ganz 
herzlich für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vorsitzende: Ganz herzlichen Dank, Frau Profes-
sor Schlacke, für diesen Ausblick, wie in der Vor-
stellung des WBGU der europäische Weg in die 
gemeinsame digitale Zukunft aussehen könnte  
oder vielleicht sollte. Und als Dritte haben wir 
jetzt Frau Professor Maja Göpel, die die General-
sekretärin des WBGU ist, und die uns jetzt einen 
breiteren Überblick geben wird über Aufgaben 
und Strukturen dieses Beirats. 

Prof. Dr. Maja Göpel (WBGU): Ich bin seit zwei 
Jahren dabei und für mich ist es das erste Mal. Na-
türlich gibt es nichts Spannenderes für Menschen, 
die sich mit Wissenschaft beschäftigen, als dieses 
Wissen auch in die Diskussion zu bringen und das 
Gefühl dafür zu bekommen, was in der Gesell-
schaft dadurch angeregt werden kann und wie 
dieses Wissen gerade mit der Idee, Nachhaltig-
keitsgesellschaften zu unterstützen, dann auch zu 
möglichst schnellen Lösungen beitragen kann. 
Dieser Beirat selbst ist aus dem Esprit von Herrn 
Prof. Dr. Töpfer 1992 gegründet worden in einem 
Kontext des Erkennens, dass es so etwas wie pla-
netare Grenzen gibt. Damals wurde es so noch 
nicht genannt, aber natürlich wurde immer mehr 
bewusst, dass wir nicht unbegrenzt „Planet“ zur 
Verfügung haben, um menschliche Gesellschaften 
zu entwickeln bzw. dass der „Kuchen“ nicht im-
mer größer und größer werden kann. Es ging um 
Fragen, wie globale Armut oder tatsächlich gute 
Lebensbedingungen für dann bis zu zehn Milliar-
den Menschen sichergestellt werden können. Das 
war auch die Geburtsstunde der Nachhaltigkeit: 
Wie schaffen wir das, das zu verschränken? Herr 
Prof. Dr. Töpfer hat klar die Ethik mit hineinge-
schrieben in den ersten Errichtungserlass, dass 
das ein integraler Bestandteil der Betrachtungs-
weise ist, weil – und ich glaube, das hat er damals 
schon sehr visionär bezeichnet – wir ja eigentlich 
gar kein Umweltproblem haben, sondern wir ha-
ben gesellschaftliche Herausforderungen, mit 
dem, was uns der Planet oder die Erde zur Verfü-
gung stellt, so umzugehen, dass sie sich auch 
langfristig verlässlich für uns regenerieren kann. 
Das ist ein Stück weit eben auch die Perspektive.  

Deshalb das „U“ in diesem Namen: Immer aus der 
Perspektive: Was können wir über die Umweltent-
wicklung lernen bzw. ableiten? Was heißt das für 

technologische und gesellschaftliche Entwicklun-
gen, damit wir den Einklang finden zwischen 
dem, was Menschen dem Planeten entnehmen 
und was die Erde wieder zurückgenerieren und 
zurückstellen kann? 

Es gibt im Grunde genommen drei Aufträge. Der 
WBGU macht keine primäre Wissenschaft, also 
wir machen keine eigene Modellierungen, son-
dern wir machen Wissenschaftssynthese. Das 
wird natürlich dadurch unterstützt, dass neun 
Professorinnen und Professoren jeweilige Institu-
tionen oder Lehrstühle im Rücken haben, die al-
lein schon von da das Wissen zusammenführen 
können. Dann haben wir zusätzlich die Möglich-
keit, Experten einzuholen oder einzuladen. Exper-
tisen können schriftlich stattfinden oder Men-
schen kommen bei uns in die Sitzungen und tra-
gen vor, weil selbst neun Perspektiven – interdis-
ziplinär besetzt – nicht immer jede kleine Stelle 
abdecken können. So fangen wir jetzt gerade an 
mit dem Thema Landnutzung und arbeiten da na-
türlich auch eng mit anderen Persönlichkeiten zu-
sammen, die sich schon lange im Bereich Bio-
diversität oder Agrarpolitik etc. beschäftigen. Als 
Ergebnis gibt es insgesamt alle zwei Jahre so etwas 
[zeigt ein Buch]: Das ist ein wirkliches Kompen-
dium. Das ist das Bemühen, große Themen zusam-
menzuschneiden und so aufzubereiten, dass sie in 
ihrer Übersicht gut strukturiert zur Verfügung ge-
stellt werden. Da sind viele Politikempfehlungen 
und auch Forschungsempfehlungen enthalten. 
Wir werden getragen vom Umweltministerium so-
wie vom Forschungsministerium – gewisserma-
ßen als unsere beiden Mutterschiffe in der Regie-
rung. Gleichzeitig stehen wir aber durch den in-
terministeriellen Ausschuss der gesamten Regie-
rung zur Verfügung.  

Das heißt aber, die Ergebnisse, Politikempfehlun-
gen, aber auch Forschungsempfehlungen – Herr 
Prof. Dr. Messner hat vorhin schon einmal in 
diese Richtung ausgeführt –, gerade bei der Frage 
Digitalisierung und Nachhaltigkeit hat uns zuletzt 
Frau Prof. Dr. Schieferdecker, ehemalige Leiterin 
des Fraunhofer-Instituts für Offene Kommunika-
tion, kurz FOKUS, als eines unserer Beiratsmit-
glieder aufgezeigt, wie wenig das Thema Nachhal-
tigkeit eigentlich in der Forschungsförderung und 
der Nachfrage dessen, worauf die Technologien, 
die entwickelt werden, einzahlen sollten, über-
haupt in der Antragsstellung und in der Vergabe 
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berücksichtigt werden. Das war unheimlich span-
nend, in dem Bereich eben genau die technologi-
sche Perspektive mit der Nachhaltigkeitsperspek-
tive zu verschränken. Und Frau Prof. Dr. Schiefer-
decker ist inzwischen Abteilungsleiterin im Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) und wir freuen uns jetzt natürlich zu se-
hen, was dort entstehen kann im Bereich For-
schung für Digitalisierung und Nachhaltigkeit.  

Der dritte Teil – da möchte ich jetzt noch ein biss-
chen drauf eingehen – ist die Öffentlichkeitsarbeit 
bzw. Themen, in die Öffentlichkeit und natürlich 
an die Entscheidungsträger und Entscheidungsträ-
gerinnen zu bringen. Sie sehen hier nochmal eine 
Übersicht [Anlage 3, Folie 4], wie das Ganze funk-
tioniert. Die neun Mitglieder – das habe ich schon 
erwähnt – sind jeweils für vier Jahre berufen. 
Diese Periode geht von 2016 bis 2020. Von den 
beiden Ministerien, die ich eben genannt habe, 
werden die Mitglieder ausgewählt und benannt. 
Wir haben eine Geschäftsstelle, die hier nicht weit 
entfernt in der Luisenstraße residiert – zehn Per-
sonen sind wir insgesamt –, die den Beirat unter-
stützen und vorbereiten. Also wir haben sieben 
wissenschaftliche Kräfte und drei administrative, 
die die Sitzungen organisieren, vorbereiten und in 
der Editierung, aber auch der Vorbereitung von 
Forschung, der Aufbereitung von unterschiedli-
chen Hintergrundfragen und im Editing, dem 
Schreiben der Texte involviert sind. Wir arbeiten 
auf sehr vielen Ebenen miteinander zusammen 
und sind ein Stück weit natürlich dafür verant-
wortlich, mit den Ministerien und dem For-
schungsinstitut, wo wir aufgehängt sind – das ist 
das Alfred-Wegener-Institut aktuell, wo wir admi-
nistrativ verankert sind – dann natürlich die Ko-
operation zu ermöglichen.  

Wir versuchen – einmal, weil eine globale Um-
weltentwicklung auch eine globale Orientierung 
hat – eben die Ergebnisse hier in Deutschland vor-
zustellen. Aber die Perspektive ist häufig 
„Deutschland als Akteur in der Welt“. Die europä-
ische Ebene haben wir eben schon einmal ange-
sprochen. Wir waren jetzt im Juli in New York bei 
dem Gipfel bzw. beim High-Level Political Forum 
in der Vorbereitung für die neuen Fragen zu den 
Nachhaltigkeitszielen, die jetzt gerade eine Revi-
sion hatten und haben die Frage aufgeworfen: Wie 
geht es weiter? Dort haben wir neue Schwer-

punkte gesetzt. Da haben wir uns stark dafür ge-
macht, dass Digitalisierung und Nachhaltigkeit 
beispielsweise stärker verschränkt werden. Jetzt 
gibt es das Internet Governance Forum in Berlin 
Ende November – eine andere UN-Veranstaltung –
bei der wir umgekehrt die Nachhaltigkeitsbrille 
aufhaben und versuchen – in diesem Fall in Zu-
sammenarbeit mit dem Ministerium für Wirtschaft 
– tatsächlich einen Slot zu bekommen, wo wir 
vorstellen können, warum wir glauben, dass das 
eine wichtige Integration wäre. Das heißt, wir ver-
suchen, die OECD (Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung) umge-
kehrt zu bedienen und dort in den Arbeitskreisen, 
wo es relevant ist, die Ergebnisse vorzustellen.  

In Brüssel werden wir im November sein, um zu-
sammen mit dem BMU das Politikpapier vorzu-
stellen. Und gleichzeitig versuchen wir zuneh-
mend durch Interaktionen und Medienarbeit, 
diese Ergebnisse in die Öffentlichkeit zu streuen. 
Es ist ja gerade bei den Nachhaltigkeitsfragen sehr 
viel Aufmerksamkeit in dem Bereich entstanden, 
wo wir das auch durchaus spüren und merken. 
Das freut uns natürlich einerseits. Auf der ande-
ren Seite bringt es uns manchmal auch dazu, dass 
wir relativ viel absagen müssen, was wir eigent-
lich auch gerne bedienen wollten. Das heißt, hier 
ist Wissenschaft in Gesellschaft als Frage: Wie 
weit schaffen wir das eigentlich, auch diese Nach-
frage zu bedienen? Und da freuen wir uns natür-
lich, wenn Multiplikatoren mit uns sprechen und 
uns dann helfen, diese Ergebnisse, die wir auch 
verschriftlicht haben, weiterzutragen.  

Thematisch gebe ich einmal kurz einen Überblick 
der letzten Themen seit 2003: „Energiewende und 
Nachhaltigkeit“, „Armutsbekämpfung durch Um-
weltpolitik“ – also auch da schon angelegt das So-
ziale und das Ökologische zusammenzudenken.  

Wir sehen ja immer noch, dass es häufig als ein 
„trade-off“ behandelt wird und es gibt aber ganz 
klar „trade-in-Strategien“ und die sind sehr wich-
tig. Wir sehen das ja auch heute mit der Akzep-
tanz von Umwelt- und Klimapolitik, dass die sozi-
ale Frage häufig als ein Gegenpol präsentiert wird. 
Was können Lösungen sein, um beide integriert 
zu bedienen? „Sicherheitsrisiko Klimawandel“ – 
ein Thema, das in diesem Jahr auch wieder stärker 
geworden ist. Da haben wir mit dem Auswärtigen 
Amt zusammengearbeitet bei einer großen Konfe-
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renz von Herrn Bundeminister Heiko Maas. „Bio-
energie und nachhaltige Landnutzung“. Damals 
ging es eben um Biokraftstoffe – da hat der WBGU 
schon recht früh gesagt: Obacht! Das scheint eher 
so wie eine Problemverschiebung auszusehen; das 
wird bei uns nichts lösen, sondern im Grunde ge-
nommen einen anderen Konflikt der Übernutzung 
der Flächen mit sich bringen. „Gesellschaftsver-
trag für eine große Transformation“ ist vielleicht 
das bekannteste Gutachten. Das hat sehr viel An-
klang gefunden, weil da die Frage im Mittelpunkt 
stand: Wie können wir denn eigentlich die Verän-
derungen schaffen? Wir sehen hier immer noch 
sehr viel Nachfrage. Und im Bereich „Just Transi-
tion“ so ein Schlagwort, was in den letzten Jahren 
aufgekommen ist im Bereich der Kohle: Wie kön-
nen wir diese Übergänge eigentlich gestalten bzw. 
diesen Strukturwandel tatsächlich angehen?  

„Menschheitserbe Meer“ war 2013. Inzwischen 
haben wir ein eigenes UN-Nachhaltigkeitsziel für 
Meere. Es kommt sehr viel mehr Druck auf das 
Thema. Da freuen wir uns wahnsinnig drüber, 
weil wir natürlich immer abhängig davon sind, in 
dem Moment, wo ein Gutachten fertig ist, es los-
zulassen und ein neues Thema anzufangen. Und 
natürlich ist es großartig zu sehen, wenn die The-
men dann tatsächlich aufgegriffen und weiterge-
tragen werden. Die „Transformative Kraft der 
Städte“ war 2016 im Kontext der UN-Konferenz 
„Habitat III“ das Thema. Dort hat auch eine sehr 
enge Zusammenarbeit stattgefunden.  

Sondergutachten sind kleinere Gutachten, die 
nicht so ausführlich sind, aber häufig auf dem Be-
stand von großen Gutachten aufbauen, aber es 
noch einmal zusammenführen und zuspitzen zu 
bestimmten Anlässen. Ein Gutachten war be-
stimmt für den G20-Gipfel, der 2017 stattgefunden 
hat. Sein Titel lautete: „Entwicklung und Gerech-
tigkeit durch Transformation: Die vier großen I“. 
Dieses Gutachten hat nochmal in einer Zusam-
menschau dargestellt, was wir glauben, wie priori-
täre Interventionen jetzt aussehen könnten, um 
tatsächlich eine Transformation anzuschieben.  

Aber Sie sehen: Es sind auch Themen, die so ein 
bisschen in die Narrativebene gehen: „Klima-
schutz als Weltbürgerbewegung“ – dies sind für 
uns Themen, bei denen immer ganz stark das De-
mokratische bzw. die Bürgergesellschaft gewisser-
maßen als eine DNA des WBGU mitgedacht wer-
den. Klima ist immer ein großes Thema gewesen, 

weil da die Meere schon mit impliziert sind, das 
heißt, die unterschiedlichen Ökosysteme sind mit 
abgedeckt.  

Politikpapiere sind dann noch kürzere einzelne 
Auskopplungen, in denen wir versuchen, auf ei-
nen ganz konkreten Prozess hinzuschreiben. In 
diesem Zusammenhang ist das „High-Level Politi-
cal Forum“ zu nennen, das im vergangenen Juli in 
New York stattgefunden hat. Letztes Jahr haben 
wir vor der Klimakonferenz in Katowice ein Pa-
pier zum Thema Klimagerechtigkeit erstellt. Dem 
Grunde nach ist das aktuelle EU-Papier das letzte 
in dieser Reihe, aber Sie sehen hier eine Übersicht 
der verschiedenen Themen, die in der Vergangen-
heit schon entstanden sind.  

Ich möchte noch ganz kurz etwas sagen, weil im-
mer mal danach gefragt wird: Wie unterscheidet 
sich denn der WBGU von anderen Perspektiven? 
Bei uns sind das ganz klar – wie eben schon ange-
klungen ist – die DNA bzw. diese planetaren Leit-
planken. Da ist immer das Petitum zu sehen, dass 
es da tatsächlich absolute Grenzen gibt und die 
Wissenschaft sich sehr darum bemüht. Das 1,5-
Grad-Ziel gehört sicherlich zu diesen Leitplanken 
oder das Ziel, die Biodiversität nicht weiter ero-
dieren zu lassen. Bei der Landnutzung geht es um 
folgende Fragen: Wie viel Fläche können wir noch 
konvertieren und für andere Ansprüche nutzen?  

Transformation zur Nachhaltigkeit: Wie kann 
diese Transformation stattfinden? Wie kann eine 
Nachhaltigkeitsgesellschaft entstehen? Dafür neh-
men wir einen systemischen Innovationsansatz, 
der tatsächlich die technologische Entwicklung in 
soziale, kulturelle, aber auch ökonomische und 
institutionelle Entwicklungen einbettet und ver-
sucht, ganzheitlich zu betrachten, weshalb wir 
auch häufig mit Akteursallianzen operieren und 
überlegen: Welche Aktionen müssten neu zusam-
menwirken, damit tatsächlich Veränderung ent-
stehen kann?  

Und wir suchen uns schon sehr gern die heißen 
Themen: Wo sind gerade Dilemmata und wie 
kann Forschung und Wissenschaft da helfen, inte-
grierte Lösungen zu finden? Wenn wir bei Land-
nutzung von einem Multilemma der Ansprüche 
an die Flächen sprechen, für Nahrung, für Ener-
gie, aber eben auch für Infrastruktur, dann braucht 
es natürlich auch Lösungen, die eventuell auf 
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mehrere dieser Umwelt- und sozialen Fragen ab-
zielen.  

Und Herr Prof. Dr. Messner hat dazu bereits aus-
geführt – das wäre dann der finale Punkt –, dass 
wir immer versuchen, die Idee des Humanismus, 
der lernenden Gesellschaft und der Zukunftsof-
fenheit nach vorne zu tragen. Denn im Diskurs 
wird häufig gesagt, die Umweltfrage wirke ein-
schränkend bzw. sie ist mit einer Verzichtsplatte 
oder einer Verbotsdebatte konnotiert. Wir sagen: 
Es geht uns darum, die sicheren und guten Le-
bensbedingungen für die Menschheit langfristig 
zu sichern und in dem Moment die Zukunft und 
die Möglichkeitsräume für menschliche Entwick-
lung so weit wie möglich offen zu halten. Das 
wäre uns zum Beispiel ein wahnsinnig großes An-
liegen, wenn wir das im Diskurs, wie darüber ge-
sprochen wird, welche Veränderungen tatsächlich 
jetzt notwendig scheinen, aber auch wünschens-
wert dadurch werden können, immer wieder Be-
rücksichtigung findet. Die Natur hat kein Problem, 
sondern die Gesellschaften in der Art, wie wir mit 
ihr umgehen. Vielen Dank! 

Vorsitzende: Vielen Dank auch Ihnen, Frau Prof. 
Dr. Göpel, dass Sie uns jetzt nochmal insgesamt 
die Arbeit des WBGU nahe gebracht haben. Ich 
glaube, eine ganz große Qualität, die auch in der 
Beratung für uns sehr wichtig ist, ist dieses Zu-
sammenführen verschiedener Politikfelder, weil 
wir schon dazu neigen, sowohl im Bundestag mit 
den Ausschüssen, wie auch in der Regierung mit 
den Ministerien, immer sehr singulär das eigene 
Politikfeld zu sehen und dann gibt es die entspre-
chenden Auseinandersetzungen, wenn die beiden 
dann zwangsläufig aufeinander stoßen. Da finde 
ich Ihren Ansatz sehr hilfreich. Wir kommen jetzt 
zu der Möglichkeit für die Abgeordneten, vertieft 
nachzufragen. Frau Marie-Luise Dött beginnt. Bit-
teschön. 

Abg. Marie-Luise Dött (CDU/CSU): Ich würde 
ganz gern beginnen und zwar angelehnt an dem, 
was wir heute Morgen gemacht haben. Da haben 
wir nämlich einen Großteil der Klimagesetze auf 
den Weg gebracht. Und natürlich ist die Digitali-
sierung dort eine Sache, wie ich in verschiedenen 
Bereichen Probleme lösen kann und wie ich das 
perspektivisch auch sektorenübergreifend gut ma-
chen kann. Auf der anderen Seite ist es natürlich 
auch so, dass die Digitalisierung eine enorme 

Menge an Strom braucht. Und wenn ich an die Al-
gorithmen und an die großen Zentren denke, dann 
ist das wahnsinnig viel – man spricht, glaube ich, 
von ungefähr 15 Prozent; das können Sie viel-
leicht berichtigen. Wir haben deshalb zur Zeit 
schon Diskussionen, ob die Prognosen zur Ent-
wicklung des Strombedarfs in Deutschland nicht 
zu optimistisch sind und wie sich das entwickeln 
wird.  

Dann haben wir auf der anderen Seite das Prob-
lem, dass wir dazu natürlich Rohstoffe brauchen, 
die unter schwierigen Voraussetzungen gewonnen 
werden, sodass man von Konfliktrohstoffen 
spricht. Beispielsweise von Rohstoffen aus Län-
dern, in denen teilweise Kinderarbeit eingesetzt 
wird. All diese Probleme, die hier auf dieser Insel 
in Deutschland in dieser Klimadiskussion oftmals 
überhaupt gar keine Rolle spielen. Deswegen 
möchte ich einfach einmal darum bitten – ich 
weiß, dass Sie schon daran gearbeitet haben; vie-
len Dank dafür –, dass man das nochmal ein biss-
chen klar stellt: Auf der einen Seite habe ich die 
Digitalisierung natürlich als Lösung bzw. als Wer-
tigkeit für den einzelnen Menschen. Für uns als 
Union ist der Mensch einzigartig und es geht alles 
von der Idee und Kreativität des einzelnen Men-
schen aus. Auf der anderen Seite weiß ich natür-
lich, wenn ich da große Programme mache, dass 
ich dann Schwierigkeiten haben werde, den Ein-
zelnen da noch drin wiederzufinden, der dann in 
dem Prozess der Digitalisierung eine Nummer o-
der nur ein Algorithmus ist. Das ist die eine Frage.  

Ein weiterer Aspekt, auf den ich noch eingehen 
wollte, ist: Wir brauchen jetzt ein Geodaten-
Schutzgesetz, um andere Schwierigkeiten zu lö-
sen: Was bedeutet Eingriff ins Eigentum? Was ist 
Eigentum? Sind die digitalen Daten Betriebsda-
ten? Gehören sie dem einzelnen Menschen oder 
gehören sie der Gesellschaft? 

Abg. Michael Thews (SPD): Herr Prof. Dr. Mess-
ner, Sie haben eingangs gesagt: Wir brauchen ei-
gentlich eine Entkopplung von der zunehmenden 
Digitalisierung und dem Verbrauch von Ressour-
cen. Das ist ja eine ganz zentrale Frage hier für 
den Umweltausschuss, wie wir das erreichen kön-
nen. Ich meine, da muss es doch eigentlich einmal 
einen Break geben, wenn man merkt, dass man 
das über 10, 20 Jahre nicht hingekriegt hat. Also 
irgendwas müssen wir doch machen, damit wir 
dahin kommen, diese Entkopplung zu erreichen. 
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Und wir merken ja auch, dass das, was zurzeit 
passiert – zum Beispiel haben wir immer mehr di-
gitale Endgeräte mit immer kürzerer Nutzungs-
dauer – eine Riesenherausforderung für die Kreis-
laufwirtschaft ist. Der Stromverbrauch wurde ge-
rade schon angesprochen. Wir werden ja auch 
ständig angereizt, immer mehr Daten zu konsu-
mieren. Das sind oft nicht diese Hightech-Lösun-
gen, die wir gerade angesprochen haben. Soweit 
ich weiß – Sie können das vielleicht ja gleich 
nochmal korrigieren –, sind 80 Prozent des Daten-
verkehrs Downstreams von Musik oder von 4K-
Spielfilmen. 4K-Spielfilme aufs Handy sind ja 
nicht gerade sehr sinnvoll. Das kann ich gar nicht 
anschauen in dieser Qualität. Da wird doch ei-
gentlich ständig in eine ganz falsche Richtung an-
gereizt. Die sinnvollen Lösungen, die ich als Ver-
braucher eigentlich haben möchte, dass ich mir 
zum Beispiel eine Karte für meine öffentlichen 
Verkehrsmittel im Internet buchen kann – habe 
ich letztes Mal probiert, geht bei mir gar nicht, da 
muss ich zum Automaten gehen – oder ich kann 
einen Termin beim Arzt machen – geht auch nicht 
digital –, das gibt es überhaupt nicht. Wenn ich 
über eine Plattform – das machen wir alle als Poli-
tiker – die Bevölkerung erreichen will, dann muss 
ich das über eine Plattform wie Facebook, Insta-
gram oder Twitter machen, die überhaupt nicht 
mit meinen Vorstellungen von Ethik übereinstim-
men. Da muss ich mich trotzdem diesen Dingen 
anschließen. Deshalb stelle ich mir die Frage – das 
hatte Frau Prof. Dr. Schlacke dankenswerterweise 
schon angerissen: Was ist Daseinsvorsorge? Was 
müssen wir eigentlich tun, um eine nachhaltige 
und bürgerfreundliche Entwicklung in dieser 
Richtung anzureizen? Also: Was muss der Staat 
dort in die Hand nehmen? Kann der Staat dann 
über staatliche Initiativen für Plattformen, so wie 
wir sie jetzt erleben, bei den Servern in Europa, 
eine nachhaltige Entwicklung anreizen, die dann 
auch wirklich mal stattfindet? 

Abg. Dr. Rainer Kraft (AfD): Noch eine Frage zum 
Energie- und Stromverbrauch, wahrscheinlich pri-
mär an Herrn Prof. Dr. Messner und Frau Prof. Dr, 
Schlacke. Sie hatten ja angesprochen, Herr Profes-
sor Messner, dass Digitalisierung im großen Um-
fang stattfinden muss und dass sie in viele Berei-
che eindringen muss, um eben der Transformation 
gerecht zu werden. Das wird natürlich – die 
Schätzungen gehen auseinander – einen sehr, sehr 
großen Energie- respektive Stromverbrauch nach 

sich ziehen. Umgekehrt hat Frau Prof. Dr. Schla-
cke dann sinngemäß gesagt, dass autonomes Fah-
ren und Smart Cities noch nicht alleine tragfähige 
Konsequenzen sind, weil die auch einen großen 
Energiebedarf nach sich ziehen. Das heißt, ich 
habe einen Experten, der sagt mir, wir haben mehr 
Energieverbrauch und wir haben eine andere Ex-
pertin, die sagt, wir sollten weniger Energie ver-
brauchen. Es gibt ja jetzt auch die Ziele der Bun-
desregierung, die will sowohl weniger Strom als 
auch weniger Primärenergie verbrauchen. In Ihrer 
transformierten Gesellschaft: Wo sehen Sie da – 
jetzt nur mal für Deutschland, aber wenn sie es für 
Europa und die Welt wissen, auch sehr gerne – ei-
gentlich den Gesamtstromverbrauch bzw. den Ge-
samtenergieverbrauch für Deutschland respektive 
Europa und der Welt? Wie kann es gelingen, die-
sen Strom dann auch zu erzeugen? Wird das dann 
auch den Zielen der Bundesregierung, Energie 
und Strom einzusparen, gerecht? 

Abg. Dr. Lukas Köhler (FDP): Ich spare mir Kom-
mentare, weil ich glaube, dass Fragen spannender 
sind. Die erste Frage wäre: Ich finde gerade das 
Thema Digitalisierung und die Verbindung zur 
Nachhaltigkeit extrem wichtig und spannend. 
Welche Möglichkeiten sehen Sie in dem vorge-
stellten Bericht der NASA („National Aeronautics 
and Space Administration“) und von Google übers 
Quantum Computing? Denn genau die große Frage 
der Klima- und Wettermodelle scheitert an Re-
chenkapazitäten. Quantum Computing könnte 
aber potentiell zumindest eine große Lösung dafür 
bieten. Da würden mich die Potentiale des wis-
senschaftlichen Umgangs damit interessieren. 
Dann, Frau Prof. Dr. Göpel, wir haben uns ken-
nengelernt damals noch als wir über die Ombuds-
person für kommende Generationen gesprochen 
haben. Da ging es ja um die Repräsentation nicht 
vorhandener Entitäten, Menschen in dem Fall. Es 
gibt in Oregon die erste KI (Künstliche Intelli-
genz), die einen Wald gekauft hat und diesen 
Wald als Persona bzw. personenähnliche Kon-
struktion bewirtschaftet. Können künstliche Intel-
ligenzen auch rechtlich einen Rahmen bekom-
men, der dann zum Schutz von Umweltgütern 
funktioniert?  

Dann – Sie hatten das Human Enhancement ange-
sprochen. Foucault spricht auch schon sehr aus-
giebig über die Frage der Selbstoptimierung. In-
wiefern und inwieweit müssen wir die Natur-
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Mensch-Technik-Definition auch aus der politi-
schen Sicht aufgreifen und diskutieren, wenn wir 
darüber sprechen, dass wir natürliche Güter mit 
KI, mit Chips oder künstlichen Geräten verbessern 
können?  

Letzte Frage, die Frage zur Entkopplung: Die Ent-
kopplung bedeutet ja, dass wir ein gleichbleiben-
des Ressourcenverbrauchsniveau haben und dabei 
trotzdem steigendes Wirtschaftswachstum. Mei-
nes Wissens nach ist das in Deutschland nur des-
halb gelungen, weil wir Produktionsprozesse aus-
gelagert haben. Oder sind wir auf dem richtigen 
Weg, was diesen Entkopplungsprozess angeht? 
Das würde mich interessieren. Daseinsvorsorge 
finde ich super spannend, aber ich glaube, wir 
schaffen keine zweite Runde, deswegen lasse ich 
das. 

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.): Es würde mich 
interessieren – und dabei möchte ich an Frau Ma-
rie-Luise Dött und Herrn Dr. Lukas Köhler an-
knüpfen: Wie bewerten Sie im Detail die immer 
größer wachsende Nutzung von Computern im Se-
kunden- und Millisekundenhandel von Spekulan-
ten an den Börsen? Frankfurt am Main braucht 
eine neue Stromleitung, nur damit die neuen Su-
perrechner der Banken versorgt werden können. 
Und wie betrachten Sie das in der Entwicklung 
von Quantum Computing, im Prinzip für Spekula-
tion, wo kein Mehrwert für die Gesellschaft raus-
kommt?  

Darüber hinaus würde ich mich interessieren, wie 
die Entkopplung der Digitalisierung vom wach-
senden Ressourcenverbrauch gelingen soll. Bisher 
zeichnet es sich für mich so ab, dass wir durch 
diese Digitalisierung nicht weniger, sondern mehr 
Ressourcen verbrauchen – an anderen Stellen 
zwar, aber insgesamt deutlich mehr.  

Und dann die Frage: Wo sehen Sie die größten 
Baustellen, wenn es um die Digitalisierung geht 
mit den im Jahr 2015 vereinbarten Nachhaltig-
keitszielen, also den SDGs (Sustainable Develop-
ment Goals)?  

Abg. Dr. Bettina Hoffmann (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Ganz herzlichen Dank für Ihre Vorstel-
lung der Themen hier. Man merkt, wie komplex 
das alles ist und wie schwierig es ist, das zusam-
men zu bringen. Aber ich glaube, für die meisten 
hier bei uns ist schon mal klar, dass wir eine 
Transformation zu mehr Nachhaltigkeit brauchen 

– und zwar umfassend –, alle SDGs mal mitge-
dacht, obwohl wir jetzt hier im Umweltausschuss 
sind.  

Ihre Botschaft habe ich so verstanden, dass Digita-
lisierung in diesem Zusammenhang zwingend 
mitgedacht werden muss und dass das aber nicht 
automatisch funktioniert, sondern dass man das 
aktiv betreiben muss. Das sehe ich auch so.  

Wir haben dazu einmal in der Digitalen Agenda 
der Bundesregierung nachgeschaut. In der KI-Stra-
tegie ist da im Moment noch nichts drin oder zu 
wenig drin. Das ist erstmal eine Feststellung. Aber 
wie sehen Sie das angesichts des massiven Tem-
pos des digitalen Wandels, den wir ja überall erle-
ben – in verschiedenen Branchen aber auch in un-
terschiedlichen Ländern – weltweit? China und 
Europa liegen sehr weit auseinander. Wie können 
wir das denn hinkriegen, dass wir den Zug nicht 
verpassen? Es ist ja wirklich richtig, was Sie sa-
gen: Wir brauchen da Regelungen oder Vereinba-
rungen gesellschaftlicher Art, wie wir das hinbe-
kommen, dass wir alle davon profitieren können. 
Ich will zwei Sachen konkret ansprechen. Das war 
einmal diese Grundrechte-Charta. Im Umweltbe-
reich ist mir das Vorsorgeprinzip entscheidend 
wichtig. Meine Frage richtet sich an Frau Prof. Dr. 
Schlacke bzw. je nachdem wie Sie es sich auftei-
len.  

Vorsitzende: Dankeschön. Wie immer ist die Zeit 
knapp. Meine Bitte an Sie wäre, wenn Sie gemein-
sam mit zehn Minuten auskämen, dann hätten wir 
noch eine zweite Runde. Wenn das für Sie zu un-
befriedigenden Antworten in Ihrem eigenen Sinn 
führt, dann machen Sie es anders, aber das wäre 
meine Bitte. 

Prof. Dr. Dirk Messner (WBGU): Gut, ich fange an 
und picke mir eine Reihe von Punkten raus und 
lass die schwierigeren dann für die Kolleginnen 
übrig … 

Vorsitzende: Das kennen wir zwischen Männern 
und Frauen… 

Prof. Dr. Dirk Messner (WBGU): Zunächst zu Frau 
Abg. Dött – die Frage wurde ja verstärkt und des 
Öfteren wieder aufgegriffen: Auf der einen Seite 
Energieverbrauch, auf der anderen Seite Ressour-
cenverbrauch durch Digitalisierung – was sind da 
die Ansatzpunkte? Die Antwort darauf wäre: Wir 
können die Digitalisierung nur für Nachhaltigkeit 
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und Klimaschutz lösen bei einer kompletten Er-
neuerbare-Energie-Infrastruktur am Ende des Ta-
ges. Ansonsten wird es eine Maschine zur Verstär-
kung der Effekte, die wir durch fossile Energieträ-
ger im Klimabereich schon kennen. Also die erste 
Antwort ist: Digitalisierung ohne komplette De-
karbonisierung ist kein Pfad, der funktionieren 
wird.  

Der zweite Punkt ist die Rohstofffrage bzw. die 
Ressourcenfrage im weiteren Sinne – Herr Dr. Lu-
kas Köhler hatte danach gefragt und andere auch. 
Es gibt gute Ansatzpunkte, Kreislaufwirtschaft 
jetzt voranzubringen, weil die Möglichkeiten mit 
diesen neuen Technologien, Produkt- und Res-
sourcenkreisläufe überhaupt zu erkennen, zu ana-
lysieren, auszuwerten, zu monitoren, dann auch 
deren Führen im Kreislauf zu monitoren und zu 
untersuchen – diese Möglichkeiten sind so gut 
wie niemals zuvor. Aber dafür brauchen wir, Herr 
Abg. Thews, Anreizstrukturen und Politik. Das ist 
ja auch von Frau Dr. Bettina Hoffmann und ande-
ren eben angesprochen worden. Daran muss jetzt 
massiv gearbeitet werden. Was wir beobachten, 
ist, dass diese beiden Elemente noch nicht mitei-
nander verbunden sind. Zu diesen Brücken zwi-
schen der Digitalisierung und der Nachhaltigkeit 
vielleicht nochmal zwei, drei Anmerkungen. 

Der erste Punkt ist: Wenn Sie in die Sektoren hin-
einschauen, müssen Sie hier im Umweltausschuss 
und andere in deren Verantwortungsbereichen 
Anreizstrukturen und Ordnungspolitiken disku-
tieren, um Digitalisierung für die gesellschaftli-
chen Ziele zu nutzen, die wir haben. Wir sehen, 
dass die Digitalisierung nicht von alleine das an-
steuert, was wir im Nachhaltigkeitsbereich wol-
len: Ordnungspolitik und Anreize in allen sekt-
oralen Bereichen. 

Zweiter Punkt: Wir brauchen – das hört sich jetzt 
vielleicht ein bisschen groß an, aber es ist ein gro-
ßes Thema, über das wir sprechen, Frau Abg. Dr. 
Hoffmann, Sie haben das zurecht unterstrichen – 
wir brauchen eine umfassende Modernisierungs-
offensive in den öffentlichen Institutionen und 
den Ressorts. Wir haben zuletzt in einem unserer 
interministeriellen Ausschüsse über dieses Thema 
gesprochen und da hat irgendjemand aus dem 
Ressortkreis gefragt: Können wir mal kurz abfra-
gen, wie viele KI-Experten, Machine-Learning-Ex-
perten, Virtual-Reality-Experten wir denn in unse-
ren Ressorts haben? Und in den meisten Ressorts 

ist das keine Handvoll. Das heißt, wir brauchen ei-
nen massiven Ausbau des Wissens in unseren ge-
sellschaftlichen und politischen Institutionen. In 
der Wissenschaft haben wir das gleiche Problem. 
Also, wir können Ihnen hier aus der Wissenschaft 
im Augenblick ad hoc auch nicht immer helfen, 
weil auch bei uns die wissenschaftliche Befor-
schung von Nachhaltigkeit und von  
Digitalisierung nicht gut vernetzt ist. Das ist eine 
Frage der Forschungspolitik.  

Der letzte Punkt, zu dem ich gerne etwas sagen 
würde, wäre eine Verbindung zwischen Moderni-
sierungsoffensive einerseits und ethischen Leit-
planken andererseits – das klang ja bei einigen an 
– wenn es um Human Enhancement geht, wenn 
es um Rechtsfähigkeit von KI geht. Das hört sich 
alles utopisch oder dystopisch an, je nachdem wie 
Sie das bewerten wollen. Aber das sind die  The-
men, die auf der Tagesordnung stehen. Wir müs-
sen uns dringend damit beschäftigen. Diese ethi-
schen Fragen sind die eine Dimension, mit der 
wir uns intensiv auseinandersetzen müssen. Das 
muss sofort beginnen, weil die Forschungspro-
zesse weit und deren Anknüpfungspunkte in der 
Gesellschaft selbst evident sind. Wir müssen diese 
Debatten schnell führen. Was stellen wir uns un-
ter der Zukunft des Menschen vor? Wie weit wol-
len wir gehen in der Beeinflussung menschlichen 
Erbguts oder menschlicher kognitiver Fähigkeiten, 
der Fähigkeiten unseres Gehirns? Wir alle wollen 
Alzheimer bekämpfen und Epilepsie bekämpfen – 
wollen wir das Gehirn so manipulieren, dass un-
sere Denkfähigkeit gesteigert wird? Wie weit wol-
len wir das tun? Das sind alles ethische Fragen. 
Da müssen wir voran. Vielleicht kann das ver-
knüpft werden mit einer Modernisierungsoffen-
sive Europas.  

Was wir ja beobachten, ist – ich hatte den Macht-
punkt angesprochen: Wir stehen in diesen techno-
logischen Feldern, die die Weltwirtschaft der Zu-
kunft prägen werden für das 21. Jahrhundert, im 
Vergleich zu den chinesischen  
oder amerikanischen Kapazitäten, in der zweiten 
oder dritten Reihe. Das heißt, wenn wir in die 
erste Reihe oder aufschließen wollen, dann müs-
sen wir in diesen Feldern technologisch und in 
der Wissenschaft vorangehen. Wir sollten das – 
das ist unser Vorschlag – auf eine Art und Weise 
tun, die ein europäisches Alleinstellungsmerkmal 
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darstellt, nämlich die Forschungen in diesem Be-
reich mit den ethischen Fragen und den Nachhal-
tigkeitsfragen von Anfang an und direkt verkop-
peln. Das könnte unser Markenzeichen sein. Wir 
wollen eine KI, wir wollen ein Machine-Learning-
System, wir wollen eine nächste Generation von 
digitalen Infrastrukturen, die von Anfang an Men-
schenorientierung und die Nachhaltigkeitsfragen 
ins Zentrum stellt. Und dieser Typus von For-
schung, auch übersetzt in wirtschaftliche Ge-
schäftsmodelle – das könnte vielleicht ein Impuls 
sein, mit dem man dann auch international mitge-
stalten kann. Frau Prof. Dr. Schlacke hatte das an-
gedeutet in Bezug auf unser EU-Papier „Europäi-
sche Außenbeziehungen: Wie können wir die 
Weltwirtschaft mitgestalten?“ – das könnte dann 
Anknüpfungspunkte ergeben.  

Prof. Dr. Sabine Schlacke (WBGU): Vielen Dank 
für die Rückmeldungen. Ich habe mir fünf Punkte 
aufgeschrieben, die an mich gerichtet waren und 
die ich ein bisschen bündeln möchte.  

Der erste Punkt, Frau Abg. Dött, Sie haben die Ge-
meingüter angesprochen: Sind Daten auch Ge-
meinschaftsgüter oder Common Goods? Kann das 
so sein? Wir sagen: Ja. Es gibt bestimmte Daten, 
die dienen dem Allgemeinwohl. Insbesondere im 
Umweltbereich haben wir viele solcher Daten-
pools, die wir für das Gemeinwohl einsetzen kön-
nen und auch sollten. Die Definition ist allerdings 
wissenschaftlich noch nicht geklärt, welche Daten 
denn solche Gemeingüter sind, aber wenn wir das 
geklärt haben – und wir haben Ansatzpunkte da-
für in unserem Gutachten –, dann sind diese digi-
talen Güter tatsächlich zum Allgemeinwohl einzu-
setzen. Das heißt, wir müssen den Zugang ver-
schaffen und auch die Verwendung für die öffent-
liche Hand erlauben, auch wenn es private Daten 
sind. Das ist eine wichtige Aussage.  

Der zweite Punkt betrifft die Daseinsvorsorge. 
Auch hier bedürfen wir einer neuen Definition. 
Wir verstehen bislang unter Daseinsvorsorge Her-
stellung von Stromleitungen, Schienenwegen, 
Straßen, Wasserwegen – all das ist Daseinsvor-
sorge oder kommunale Energieversorgung. Das ist 
so ein klassisches Verständnis von Daseinsvor-
sorge. Das ist überholt. Daseinsvorsorge bedeutet 
heute, dass ich eine Wahl habe zwischen ver-
schiedenen Plattformen, was Sie angesprochen 
haben, oder Social Media. Da muss die öffentliche 
Hand oder der Staat die Aufgabe erkennen, dass 

auch hier eine Gewährleistung des Zugangs und 
der Wahlmöglichkeit für Verbraucherinnen und 
Verbraucher geschaffen wird.  

Der dritte Punkt betrifft, was Sie hier mit KI und 
Rechtspersönlichkeit angesprochen haben: Noch 
ist KI nicht als ein rechtliches Subjekt mit Rech-
ten und Pflichten in Deutschland und Europa an-
erkannt – zumindest, soweit ich weiß. Das finde 
ich auch richtig und gut, weil das zu begründen – 
KI nicht nur mit Rechten sondern auch mit Pflich-
ten auszustatten –, das bedürfte einer ganz grund-
legenden gesellschaftspolitischen Diskussion. 
Also ich bin da persönlich eher skeptisch.  

Dann haben wir den vierten Punkt. Das war Ihr 
Punkt, Herr Lenkert: Die SDGs. Wir haben festge-
stellt, 2015 findet sich Digitalisierung in den 
SDGs überhaupt nicht wieder; da ist nicht die 
Rede von und darüber hat man auch nicht nur an-
satzweise diskutiert, inwieweit die digitale Ent-
wicklung genutzt werden kann, um die SDGs zu 
erreichen. Da müssen wir jetzt rein und da müs-
sen wir jetzt viel, viel stärker werden. Wir haben 
das in dem Gutachten gemacht und haben so eine 
Art Erstbewertung vorgenommen. Die ist wissen-
schaftlich nicht hundertprozentig abgedeckt, weil 
das bislang keiner gemacht hat. Wie können wir 
effektiv die SDGs erreichen? Was bewirkt die Digi-
talisierung – ist das eher Daumen hoch oder eher 
Daumen runter? So würde ich es mal grob sagen. 
Das haben wir gemacht. Da gab es eine wirklich 
tief gehende Diskussion, ob wir das so können. 
Aber wir haben gesagt, genau das muss die Welt 
jetzt tun und insofern haben wir das mit dem ers-
ten Schritt versucht.  

Und das allerletzte ist Ihr Punkt, Frau Abg. Dr. 
Hoffmann: Das Vorsorgeprinzip, die Grund-
rechtecharta, der Schutz personenbezogener Da-
ten, das Persönlichkeitsrecht – das haben wir alles 
verankert und wir haben das natürlich genauso 
auf der nationalen Ebene verankert. Das ist eine 
gute Grundlage, um eine digitale Agenda zu prü-
fen, ob die Umweltschutzziele auch wirklich er-
reicht werden. Das ist ebenfalls eine gute Grund-
lage, um KI-Strategien zu prüfen und die müssen 
wir auch nutzen, diese Grundlage. Wir haben das 
für die deutsche Ebene nicht gemacht und da en-
det auch genau unser Mandat als WBGU – das 
möchte ich nochmal betonen an dieser Stelle. Wir 
gucken uns die globale Ebene an, wir haben uns 
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jetzt die EU angeschaut, weil das gerade sehr aktu-
ell war, und wir schauen in Richtung Außenpoli-
tik. Aber noch weiter runter gehen wir dann in 
der Regel nicht, weil das nicht von unserem Man-
dat umfasst ist. 

Prof. Dr. Maja Göpel (WBGU): Ich würde dann 
nur zwei, drei Sachen vielleicht nochmal ergän-
zen in dem Kontext grüne Ökonomie, weil ich 
glaube, da ist viel zusammen gekommen. Durch 
die Digitalisierung –  Herr Prof. Dr. Messner hat es 
Wissensexplosion genannt – kann das Verständnis 
für Ökosysteme auf eine ganz, ganz andere Grö-
ßenordnung gehoben werden. Wir haben interna-
tional bei den SDGs, zum Beispiel bei 68 Prozent 
der Umweltindikatoren, noch keine Möglichkeit, 
die wirklich mit guter Datenbasis abzubilden. Da 
ist natürlich ein wahnsinniges Potential in der 
Nutzung von Daten, um diese Aufklärung darüber, 
wie die Ökosystemkreisläufe wirklich funktionie-
ren und wie sich Entscheidungen tatsächlich auf 
den Umweltverbrauch auswirken, voranzutreiben. 
Da kommen inzwischen aber auch viele Interes-
sierte aus der Wirtschaft – beispielsweise waren 
wir neulich bei Bitkom im Hauptvorstand und ha-
ben das vorgestellt.  

Also dieser Wille, wie kann „tech for good“ einge-
setzt werden, der nimmt zu und auch das Be-
wusstsein darüber, was den Ressourcen- und vor 
allem auch den Strombedarf ausmacht. Was natür-
lich dann mit einer Sichtbarmachung des Ver-
brauchs einhergehen müsste. Da gibt es noch sehr 
viel Intransparenz darüber. Es gibt ganz viele Peti-
tionen, jetzt zu sagen: Wir machen jetzt auch zu 
100 Prozent erneuerbare Energien. In Deutschland 
ist es so – wir wissen es: Alle haben einen Vertrag 
mit einem Ökostromanbieter, aber aus der Dose 
kommt natürlich weiterhin der Mix, den wir ir-
gendwie bereitstellen können als Gesellschaft. Das 
heißt, da ist natürlich dann genau diese Aufgabe, 
zwischen dem, was Unternehmen als Pionierleis-
tungen leisten können und dem, was dann tat-
sächlich durch Rahmenbedingungen und koordi-
nierte Prozesse des Umbaus des Stromsystems vo-
rangetrieben werden müsste. Das gleiche gilt dann 
natürlich für solche Ideen wie industrielle Symbi-
ose, also: Wie können Stoffströme viel klarer und 
transparenter werden, sodass wir uns wirklich 
stärker bemühen – Urban Mining ist ein Schlag-
wort – bei den Ressourcenfragen wirklich Klarheit 

darüber zu gewinnen? Da gibt es eine ganz inten-
sive Studie der Weltbank, die zeigt, wie viel wir 
eigentlich bräuchten, wenn wir mit der normalen 
Form von Batteriebauten jetzt nach vorne gehen 
würden. Wir bräuchten eine Versiebenfachung 
des Silbers und das Siebzehnfache des Indiums. 
Diese Ressourcen liegen blöderweise unter den 
Wäldern, die wir nicht weiter abholzen dürfen, 
damit wir überhaupt noch Biodiversität schützen 
können. Da haben wir ein Riesendilemma in der 
Form, wie diese Elektrifizierung stattfinden soll. 
Diese möglichst gut, transparent, vorausschauend 
zu antizipieren, zu monitoren und möglichst sym-
biotisch zu benutzen und im Kreis zu führen, ist 
die ganz große Herausforderung, damit wir diesen 
Austausch des Energiesystems hinbekommen kön-
nen. Und dann müssen wir natürlich die Courage 
haben, zu sagen: Wo braucht es denn eine Priori-
tätensetzung? Sie haben das auch angesprochen, 
Herr Abg. Lenkert, in der Nutzung von der Re-
chenpower und dem Energieverbrauch.  

Da gab es jetzt natürlich auch technologische Neu-
erungen. Wenn wir sagen: Blockchain ist ganz 
wichtig in einigen Bereichen, also nicht mehr die 
alten Technologien, sondern die energieeffiziente-
ren zu benutzen. Oder auch mal ganz ketzerisch 
die Frage zu stellen: Quantum Computing klingt 
großartig – aber wollen wir überhaupt eine Form 
von Ableitung und Lösungsfindung, die kein 
Mensch mehr nachvollziehen kann? Frau Prof. Dr. 
Schlacke ist ja mit der KI ein Stück weit schon in 
diese Richtung gegangen. Wer hat eigentlich die 
Letztentscheidung? Der ganze Begriff der erklärba-
ren künstlichen Intelligenz – wer muss noch rück-
verfolgen können, wie bestimmte Entscheidungen 
und Ergebnisse eigentlich stattgefunden haben? 
Das ist etwas, das kann die Wissenschaft nicht be-
antworten; da sind ja zunehmend Impulse aus 
dem Ethikrat und anderen Gremien gekommen. 
Auch da bräuchte es sicherlich eine politisch or-
ganisierte Verständigung darüber, welche Form 
von Entscheidungsfindung an welchem Ort wo 
übertragen wird und welche Rückverfolgungsmög-
lichkeiten für Menschen – und damit gekoppelt 
aber auch Verantwortungen – damit einhergehen 
sollten in der Technisierung von bestimmten Sys-
temen. Noch kann die KI ja den Wald nicht wirk-
lich kaufen, ohne dass irgendwer sie dazu befähigt 
hat. Irgendwo gibt es ja Menschen, die das pro-
grammieren, die eine Währung erfinden, die eine 
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gewisse Verlässlichkeit des Warenaustauschs si-
cherstellen. Wie verkoppeln wir diese Letztverant-
wortung, bei wem und was wollen wir übergeben?  

Ich bin selbst sehr ermutigt gewesen, aber: Kann 
das alles so heilbringend sein oder müssen wir 
nicht hingucken, was da tatsächlich auch an wei-
terem Verbrauch entsteht? Ich habe wirklich das 
Gefühl, dass der Diskurs da sehr gekippt ist in den 
zwei Jahren, in denen wir an dem Thema gearbei-
tet haben. Die Bereitschaft derjenigen, die Techno-
logie nach vorne zu treiben in der Gesellschaft, 
sich damit wirklich auch konstruktiv auseinander 
zu setzen, wächst zunehmend. Diese Verschrän-
kung – „Wir können damit größere gesellschaftli-
che Ziele verfolgen und erreichen“ von einer rein 
„Was-ist-technologisch-möglich-Faszinationsper-
spektive“ – zu entkoppeln, aber dafür tatsächlich 
unter den Rahmenbedingungen einer grünen Öko-
nomie. Das ist eigentlich ganz schön, dass wir gar 
nicht alles neu erfinden müssen – einige sagen 
das auch im Bereich der Geschäftsmodelle: Wir 
müssen erstmal in dem Bereich die Ansprüche ge-
genüber Konzernen durchsetzen, die wir für nor-
mal-operierende bzw. realwirtschaftlich operie-
rende Konzerne auch etabliert haben, weil wir ge-
sagt haben: Das ist gute Geschäftsführung, dazu 
gehört Steuern zahlen, in dem Land, wo ich die 
Absätze mache. Da muss man gar nicht unbedingt 
alles neu erfinden. Wenn wir das tatsächlich 
durchsetzen würden in den Räumen und tatsäch-
lich eine konsequente grüne Ökonomiestrategie 
insbesondere mit Bepreisung von Ressourcen – 
also nicht nur CO2, sondern wirklich Ressourcen – 
mitnehmen würden, mit all den Benefits, die es 
dann haben kann, auch für soziale Sicherungssys-
teme, die dadurch entlastet werden können – 
wenn wir den Faktor Arbeit entlasten – also, da 
wieder die Einladung, die Sachen zusammen zu 
denken –  der Trend durch die Substituierung von 
Arbeitskraft durch Robotik und Maschinen ist na-
türlich gegeben. Wenn ich jetzt die Roboter teurer 
mache, weil ich Ressourcen und Energie bezahlen 
muss, vielleicht bleiben dann auch ein paar Men-
schen mehr im Job. Das wären so nächste Model-
lierungen, die mich wahnsinnig interessieren 
würden, bei Forschungsinstituten, die tatsächlich 
empirisch arbeiten. Wie können wir daraus ein 
großes Paket schnüren, wie man mehrere dieser 
Trends, die momentan ein bisschen beunruhigend 
sind, tatsächlich wieder zu einer guten, positiven, 
integrierten Strategie zusammen denken können? 

Vorsitzende: Ich würde jetzt trotz der sehr kurzen 
Zeit sagen: Jede Fraktion hat noch eine Minute für 
eine konzentrierte Frage.  

Abg. Marie-Luise Dött (CDU/CSU): Wenn wir wis-
sen, dass wir Klimaziele nur mit Digitalisierung 
erreichen und wenn wir auf erneuerbare Energien 
setzen, dann müssen wir aber auch die Netze dazu 
haben. Dazu müssen wir sie eben bauen. Wenn 
ich jetzt höre, dass sich das ganze unter Gemein-
nützigkeit stellen kann, dann muss ich aber an die 
Genehmigungsverfahren, Klageverfahren und 
Transparenzverfahren heran, weil es sonst einfach 
zu lange dauert. Das Problem haben wir ja. Wie 
stehen Sie dazu? 

Abg. Carsten Träger (SPD): Wenn zwei Quer-
schnittsthemen aufeinander treffen und sich kreu-
zen, dann kommt natürlich eine riesige gemein-
same Summe raus. Deswegen ist es ganz, ganz 
schwierig. Also, erstmal herzlichen Dank. Es ist 
wirklich verdienstvoll, wie Sie sich des Themas 
angenommen haben. Ich stelle fest, dass in ganz 
vielen Häusern daran gearbeitet wird: In der Re-
gierung, das Parlament hat einen eigenen Aus-
schuss dazu und auch im privaten Sektor gibt es 
eine Riesendynamik. Ich glaube, dass das Thema 
„globale Lieferketten“ eine heilsame Wirkung ha-
ben könnte und dass wir da endlich die Transpa-
renz reinkriegen müssen, um sowohl Entschei-
dungsgrundlagen für die Verbraucher zu schaffen 
als auch im Sinne der Nachhaltigkeitsberichter-
stattung für die Unternehmen. Aber natürlich hat 
das Thema hunderte Facetten.  

Abg. Dr. Rainer Kraft (AfD): Meine zweite Frage 
würde ich gerne dafür opfern, dass ich eine Ant-
wort auf meine erste bekomme. Ich hatte eigent-
lich gefragt, wie Sie innerhalb des WBGU die Po-
sition „Wir werden mehr Energie für die Digitali-
sierung brauchen“ mit der Position „Wir brauchen 
weniger Energienutzung zur Umsetzung der trans-
formierten Gesellschaft“ zusammenbringen wol-
len? Wo wird in der transformierten Gesellschaft 
der Energieverbrauch Deutschlands liegen im Ver-
gleich zur jetzigen fossilen Energieerzeugung? 

Abg. Judith Skudelny (FDP): Meine Frage schließt 
sich ein bisschen an das an, was Herr CarstenTrä-
ger gesagt hat. Mir geht es darum, dass tatsächlich 
über die Digitalisierung in verschiedenen Verfah-
ren Transparenz geschaffen werden kann – sei es 
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bei den Kunststoffkreisläufen, sei es bei der Land-
nutzung international. Wie wir aber jetzt im Som-
mer gesehen haben, hat Brasilien überhaupt gar 
kein Interesse daran, transparent zu machen, wo 
und wie diese Waldbrände stattfinden. Das heißt, 
die Frage, die ich habe: Wie sind denn die politi-
schen Gegebenheiten bei der digitalen Transfor-
mation, nicht national, nicht europaweit, aber in-
ternational, insbesondere bei den Schwellen- und 
Entwicklungsländern? 

Abg. Hubertus Zdebel (DIE LINKE.): Meine Frage 
geht nochmal an Herrn Prof. Dr. Messner. Sie ha-
ben in der Vergangenheit von vier schiefen Ebe-
nen gesprochen, die sich durch die Digitalisierung 
ohne politische Gestaltung verschärfen würden. 
Sie haben es gerade in einigen Punkten deutlich 
gemacht, was Sie darunter verstehen: Wachsende 
Ungleichheit, Konzentration von Marktmacht, An-
griffe durch möglicherweise totalitäre Regime  
oder auch eingeschränkte Regierungsfähigkeit we-
gen schneller technologischer Entwicklung. Des-
wegen nochmal meine Frage vor diesem Hinter-
grund: Welche zentralen Handlungsempfehlungen 
hätten Sie denn an die Bundesregierung, um tat-
sächlich diese schiefen Ebenen anzugehen? 

Abg. Dr. Bettina Hoffmann (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Wir Grüne sehen auch große Chancen 
im Bereich Digitalisierung, aber im Moment sieht 
man, dass sich dadurch eher bestehende Trends 
verschärfen. Mehr Ressourcenverbrauch, mehr 
Stromverbrauch, mehr kritische Fragen und so 
weiter. Herr Prof. Dr. Messner, Sie hatten eben 
den Appell: Von Anfang an gemeinsam und jetzt 
aktiv. Aber wir stehen gar nicht am Anfang. Das 
wäre schön, wenn wir jetzt am Anfang stehen 
würden. Beispiel: Jetzt auch Infrastrukturausbau 
5G, da läuft ja einiges. Wie wollen wir das in den 
Griff kriegen? Und dann hatten Sie nochmal den 
Vorschlag einer UN-Konferenz gebracht. Ist das 
ein Momentum, wo man jetzt bestehende Ent-
wicklungen anhalten kann und sich gemeinsam 
verständigen kann? Vielleicht können Sie dazu et-
was sagen? 

Prof. Dr. Sabine Schlacke (WBGU): Ich nehme 
mal Bezug auf das, was Frau Abg. Dött zugespitzt 
formuliert hat: Wir stehen vor dem Dilemma, dass 
wir die erneuerbaren Energien ausbauen, dass wir 
uns dafür Ziele gesetzt haben, dass wir dafür 
Stromleitungen brauchen und wir wissen, dass 

der Stromleitungsausbau hinterher hinkt. Wir wis-
sen auch, dass Stromleitungsausbau ohne Digitali-
sierung gar nicht funktioniert. Aber das Dilemma 
ist hier eher ein anderes: Wir haben natürlich Na-
turschutzbelange, wir haben auch Grundrechte zu 
berücksichtigen, wenn wir einen solchen Infra-
strukturausbau vornehmen und die können wir 
natürlich nicht nivellieren, die können wir auch 
nicht weg wägen, sondern die müssen mit abge-
wogen werden. Und wir können auch den Recht-
schutz nicht streichen, weil wir – und das kann 
natürlich eine Verzögerung bedeuten – einen An-
spruch auf effektiven Rechtschutz im Grundgesetz 
haben. Da haben wir genau dieses Spannungsver-
hältnis, auch ohne Digitalisierung, was wir natür-
lich lösen müssen. Wir können es nur bis zu einer 
gewissen Grenze beschleunigen – und die Grenze 
sind die Grundrechte und unsere Verfassung. 
Selbst wenn das für die Nachhaltigkeitstransfor-
mation erforderlich ist, müssen wir die Grenzen 
in einem Rechtsstaat akzeptieren. Das ist ganz 
klar. Und ich möchte nochmal sagen: Die Geneh-
migungsverfahren haben wir in der Vergangenheit 
– gerade im letzten Jahr – massiv für den Netzaus-
bau beschleunigt. Das muss erstmal wirken. Ich 
würde nicht sagen, dass wir in einer sich überho-
lenden Gesetzgebung immer weiter beschleunigen 
müssen. Wir müssen das erstmal machen und in 
die Tat umsetzen.  

Nochmal zur UN-Konferenz, der zweite Punkt: 
Wir können die Prozesse nicht anhalten, Frau Dr. 
Hoffmann. Wir müssen eher aufspringen auf die 
Prozesse, die laufen. Das wäre mein Petitum, so-
wohl auf globaler Ebene als auch auf EU-Ebene. 
Und zwar die Prozesse, die vor allen Dingen von 
der Privatwirtschaft getrieben werden. 

Prof. Dr. Dirk Messner (WBGU): Ich würde gerne 
die Frage von Herrn Abg. Dr. Kraft mit der Ener-
gieproblematik nochmal aufnehmen. Also zwei 
Sätze dazu. Der erste Satz ist: Je besser wir bei der 
Energieeffizienz werden, desto kostengünstiger 
wäre die Umstellung auf die Erneuerbaren. Wir 
sind bei der Energieeffizienz nicht so gut wie 
manch andere Länder. Digitalisierung könnte hier 
helfen. Und dann brauchen wir eben komplett er-
neuerbare Energien, damit überhaupt dieser neue 
Energiekonsum, der jetzt angeschoben wird, 
durch die Digitalisierung, klimaverträglich gema-
nagt werden kann. Das ist die Aussage zu der 
Energieproblematik.  
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Der zweite Punkt: Was kann man jetzt tun? Und 
Frau Dr. Hoffmann: Sind wir nicht schon mitten-
drin? Wir sind auf eine Art und Weise mittendrin, 
weil das Internet und die mobile Kommunikation 
schon 20 Jahre alt sind. Aber wenn Sie sich an-
schauen, was jetzt im Bereich von KI und Maschi-
nenlernen passiert, dann sind wir – wenn man 
sich so eine Exponentialkurve vorstellt – kurz vor 
dem Punkt, an dem das hoch geht. Wir sind da am 
Anfang. Wir haben kürzlich in Nordrhein-West-
phalen den Prozess gehabt, wo wir geschaut ha-
ben: Wie setzen die Unternehmen jetzt diese 
neuen Technologien der letzten Generation ein? 
Die steigen jetzt alle ein. Wir werden da also ei-
nen Schub sehen. Und wenn Sie sich die Pros und 
Contras der Digitalisierung vor Augen führen, die 
wir heute hier diskutiert haben – viele Chancen, 
enorme Unbekannte und viele Großrisiken –, 
dann müssen wir präventive Politik organisieren, 
weil wir wissen, dass in den nächsten zehn, 
zwanzig Jahren tiefe Veränderungen kommen. 
Und dafür brauchen wir neben den Ordnungs- 
und Anreizpolitiken, über die wir eben gespro-
chen haben, gesellschaftliche Akteurskonstellatio-
nen, damit wir präventive Politik besser machen 
als in der Vergangenheit. Damit wir nicht Repara-
tur betreiben, wenn uns der Strukturwandel nach 
hier oder da geschoben hat. Wir brauchen eine 
bessere Zusammenarbeit innerhalb der Wissen-
schaft – darüber haben wir gesprochen – die Com-
munities, die nicht zusammenarbeiten, müssen 
jetzt zusammenkommen. Wir brauchen eine bes-
sere Zusammenarbeit zwischen der Wissenschaft 
und der Politik, damit wir uns wechselseitig hel-
fen können, gesellschaftliche Trends und wissen-
schaftliches Wissen und deren Gestaltung zusam-
menzubringen. Wir brauchen neue Akteurskons-
tellationen in der Gesellschaft, um die Wirtschaft 
herum. Wir hatten kürzlich einen Gesprächskon-
text mit der „Industrie-4.0-Plattform“ der deut-
schen Wirtschaft. Die deutsche Wirtschaft hat 
auch den Eindruck, dass hier so weitreichende 
Veränderungen kommen, dass wir das in der Ge-
sellschaft und mit den gesellschaftlichen Akteu-
ren besprechen und vorbereiten müssen, damit 
wir überhaupt einen Konsens darüber bekommen, 
wo wir hinwollen. Also: Modernisierung, ethische 
Leitplanken, Ordnungspolitik und Anreize – das 
muss alles zwingend auf einmal passieren, weil 
die Digitalisierung nicht ein Sektor und auch 

nicht eine Technologie ist. Das ist wie die Dampf-
maschine und die Elektrizität, die von der Agrar-
gesellschaft in die Industriegesellschaft überführt 
haben. Und jetzt haben wir dieses Technologie-
bündel und das wird wie damals den Umbruch in 
eine neue Gesellschaftsformation bringen. Dafür 
müssen wir jetzt versuchen, Kräfte zu bündeln 
und neue Strukturen zu schaffen.  

Vielleicht einen letzten Satz: Wir haben eine 
Charta zur 2030-Agenda entwickelt, um zu sagen, 
wie man das Nachhaltigkeitsdenken jetzt weiter-
entwickeln muss, wo wir beginnen zu verstehen, 
dass die Digitalisierung alle 17 Entwicklungsziele 
betreffen wird. Wir haben das auf der Ebene der 
Vereinten Nationen eingespielt. Wir raten 30 Jahre 
nach Rio dazu, eine Weltkonferenz zu diesem 
Thema „Nachhaltigkeitstransformation im digita-
len Zeitalter“ zu machen. Wir sind im Gespräch 
mit den unterschiedlichen Organisationen der 
Vereinten Nationen, in denen dieses Thema jetzt 
auf die Tagesordnung kommt.  

Prof. Dr. Maja Göpel (WBGU): Ich würde gerne 
zwei Punkte aufgreifen – Herr Dr. Rainer Kraft, Sie 
haben ein bisschen noch mit dem Kopf geschüttelt 
eben – ich versuche noch einmal Ihre Frage wie-
derzugeben: Wo wird der Energieverbrauch lie-
gen? Das kann keine Institution vorhersagen. Und 
es gibt darauf keine einfache Antwort, weil das 
natürlich auf ganz viele Komponenten ankommt. 
Es kommt auch drauf an: Wie ist die Energie zu-
sammengestellt, also aus welchen Quellen speist 
sie sich?  

Zwischenruf Abg. Dr. Rainer Kraft: Das ist 
irrelevant. 

Prof. Dr. Maja Göpel (WBGU): Nein, das ist nicht 
irrelevant. 

Vorsitzende: Lassen Sie Frau Prof. Dr. Göpel bitte 
antworten jetzt. Die Zeit ist begrenzt, Herr Dr. Rai-
ner Kraft. 

Prof. Dr. Maja Göpel (WBGU): Die Frage ist ja 
nicht, dass wir sagen müssen: Der Energiever-
brauch muss sich auf einer bestimmten exakten 
Höhe einpendeln, sondern das Wichtige ist: Aus 
welchen Energiequellen, aus welchen Nebenpro-
dukten speist sich der Energieverbrauch? Das ist 
ja das Hochrelevante. Und aus welchen Ressour-
cen wird die Energie gewonnen und aus welchen 
Gegenden werden diese Ressourcen gewonnen? 
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Das ist quasi das Umweltpaket um eine Kilowatt-
stunde herum. Das ist das, was wirklich relevant 
ist. Und dann können wir natürlich, wenn wir mit 
dem zweiten Gesetz der Thermodynamik noch 
kommen, hoch komplex physikalisch darüber dis-
kutieren, wie hoch der maximale Energiever-
brauch mit Wärmeabstrahlung ist, den wir uns ir-
gendwann leisten können. Ich glaube, in den Be-
reichen sind wir noch nicht. Da sind wir auch 
erstmal dabei zu überlegen: Wie kann die Effi-
zienzsteigerung sehr schnell nach oben kommen? 
Welche Formen von Energienutzung müssen wir 
ein Stück weit substituieren? Vorhin wurde das 
Beispiel Streaming angesprochen. Muss denn al-
les immer HD-Triple-Hochqualität sein, was ich 
mir im Wohnzimmer angucke? Oder kann ich da 
so etwas wie eine Bitsteuer überlegen, damit ich 
einen Anreiz setze, um bei reinem Entertainment-
konsum die Qualität und damit den Energiever-
brauch runterzufahren?  

Das wären ja so kleine standardisierende Interven-
tionen, die ein bisschen den Energieverbrauch – 
ohne den Konsum generell einschränken zu müs-
sen – runterfahren würden. Das heißt, Sie können 
keine Antwort darauf geben, wie hoch der Ener-
gieverbrauch sein wird, ohne sich die Komposi-
tion des Systems und die Beschaffenheit des Ener-
giesystems anzuschauen. Es gibt unterschiedliche, 
sehr interessante Studien, wie der Mix von unter-
schiedlichen Energiequellen aussehen könnte, da-
mit wir vor allem unsere Klimaziele einhalten. 
Und das ist für uns natürlich von prioritärer Ge-
wichtigkeit in diesem Kontext. Wir haben jetzt 
nichts zu den Schwellenländern gesagt. Ich glaube 
nicht, dass es hilft, zu stark dorthin zu schauen 
und zu sagen: Bevor die nicht, dann wir nicht, 
sondern im Grunde genommen…  

Zwischenruf Abg. Judith Skudelny: Das 
habe ich aber nicht gesagt.  

Prof. Dr. Maja Göpel (WBGU): Ja, genau. Das ist 
eine ganz klare Botschaft aus unserem Gutachten, 
dass die Form, wie Technologie eingesetzt wird, 
immer im prätechnologischen Rahmen diskutiert, 
verhandelt und umgesetzt wird. Das heißt, es ist 
ein gesellschaftlicher und ein politischer Auftrag 
und da kommen wir mit Technologisierung nicht 
drum herum. Ob jemand sich bereit erklärt, Trans-
parenz über seine Geschäftsbeziehungen darzu-
stellen oder nicht, darüber wird nicht die Techno-
logie entscheiden, sondern die Menschen, die sich 

dazu bereiterklären oder es eben nicht tun. Das 
heißt, der politische Rahmen und der gesellschaft-
liche Begleitrahmen ist das essentielle, entschei-
dende Element, was uns sagen wird, wofür die Di-
gitalisierung genutzt werden wird. 

Prof. Dr. Dirk Messner (WBGU): Zu den Schwel-
lenländern: Ich habe mich viel mit den Schwel-
len- und Entwicklungsländern beschäftigt, weil 
ich aus der Entwicklungsforschung neben der 
Nachhaltigkeitsforschung komme. Was wir be-
obachten können ist: Wir werden international 
eine noch tiefere technologische Spaltung und 
Wissensspaltung bekommen. Denn: Wir haben 
eine kleine Handvoll von Schwellenländern – zu 
denen gehört China, in begrenztem Maße Indien, 
noch ein bisschen Brasilien –, die Anschluss ha-
ben an die Forschung und Entwicklung in diesem 
Bereich. Und die anderen Länder haben die Kapa-
zitäten bzw. die wissenschaftlichen Infrastruktu-
ren nicht, um hier mitzugehen. Und das ist ein 
großes Problem. Wir haben den Abbau der welt-
weiten Armut in den letzten zwanzig, dreißig Jah-
ren gesehen, weil es diesen Ländern gelungen ist, 
anzukoppeln an das alte Industrialisierungsmo-
dell, was wir jetzt umbauen. Und die neuen Dyna-
miken kommen aus Technologie- und Arbeitsfel-
dern, in denen die meisten Entwicklungsländer 
keine Vorbereitung haben. Das heißt, wir werden 
eine neue Art von Nord-Süd-Diskussion bekom-
men, um die wir uns dringend kümmern müssen. 
Wenn in Afrika die Forschungs- und Entwick-
lungsquote im Schnitt unter 0,4 Prozent der Län-
der liegt, können Sie sich vorstellen, dass die Fä-
higkeiten, im Bildungssystem, in der Wirtschaft, 
diese Technologien auch nur zu absorbieren – von 
entwickeln rede ich gar nicht – ausgesprochen ge-
ring ausgeprägt sind.  

Zwischenruf Abg. Dr. Lukas Köhler (FDP): 
Aber die Digitalisierungsquote in afrikani-
schen Ländern ist doch höher? 

Vorsitzende: Für große Zwiegespräche haben wir 
jetzt leider keine Zeit mehr.  

Dann Danke für heute, für diesen ausgesprochen 
spannenden Austausch mit Ihnen. Sie beide, Frau 
Prof. Dr. Schlacke und Frau Prof. Dr. Göpel, sehen 
wir sicher und gerne wieder in Ihrer jetzigen 
Funktion. Und auf Sie, Herr Professor Messner, 
freuen wir uns dann in Ihrer neuen Funktion. Ab 
Januar des nächsten Jahres sind  



  

 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit 

   
 

19. Wahlperiode Protokoll der 54. Sitzung 
vom 13. November 2019 

Seite 22 von 22 

 
 

Sie Präsident des Umweltbundesamtes, da werden 
wir uns sicher wiedersehen. Für heute Ihnen allen 
drei ganz herzlichen Dank für diese interessanten 
Ein- und Ausblicke. Guten Heimweg! 

 

 

 

 

 

 
Schluss der Sitzung: 12:58 Uhr 
 
 
 
Sylvia Kotting-Uhl, MdB 
Vorsitzende 



13. November 2019

Prof. Dr. Sabine Schlacke, Co-Vorsitzende des WBGU

Institut für Umwelt- und Planungsrecht, Universität Münster

Ein europäischer Weg in unsere gemeinsame 

digitale Zukunft

verklicheda
Textfeld
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Leitfragen aus dem Politikpapier des WBGU
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2 13. November 2019

Wie können digitale Technologien in den Dienst einer 

europäischen Nachhaltigkeitsstrategie gestellt werden?

Hat die Europäische Union ihr Potential der Verzahnung 

von Umwelt- und Digitalpolitik bereits ausgeschöpft?

Welche Rolle sollte die Europäische Union auf globaler 

Ebene zwischen einem Laissez-Faire der Digitalisierung 

und einer Nutzung zur Festigung autokratischer 

Regierungen einnehmen?



EU Green Deal und Digitalpolitik können nur 

zusammen gelingen
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3 13. November 2019

Neue Kommission und deutsche Ratspräsidentschaft (2020) müssen EU-

Nachhaltigkeitsstrategie und EU-Umweltpolitik mit der Digitalpolitik verzahnen!



1. Digitalisierung im Dienst von 

EU-Nachhaltigkeitsstrategie und -Umweltpolitik
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4 13. November 2019

Status Quo: 

EU-SDG-Umsetzungsstrategie erforderlich

> vgl. Reflexionspapier der EU-Kommission 2019

8. Umweltaktionsprogramm

> im Entstehen



1. Digitalisierung im Dienst von 

EU-Nachhaltigkeitsstrategie und -Umweltpolitik
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5 13. November 2019

Ziel: Gelegenheitsfenster für strategische Rahmensetzungen auf EU-Ebene nutzen: 

> Auswirkungen der Digitalisierung in allen Umweltpolitikbereichen analysieren 

und Maßnahmen ergreifen (Kreislaufwirtschaft, Mobilität, Ökosystemschutz etc.)

> Nachhaltigkeitseffekte der jeweiligen Technologie selbst berücksichtigen und 

negative Effekte vermeiden  

> Digitale Technologien insbesondere für Monitoring von Umweltmaßnahmen und 

für eine effektivere Um- und Durchsetzung des EU-Umweltrechts nutzen



2. Digitalpolitik nachhaltigkeitsorientiert 

gestalten 
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6 13. November 2019

Status Quo: wirtschaftsorientiert 

> Bsp. Förderung smarter Mobilitätskonzepte 

Ziel: nachhaltiges „smartes“ Mobilitätskonzept 

> mit Vorkehrungen gegen Rebound 



3. Datenpolitik nachhaltigkeitsorientiert 

gestalten
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7 13. November 2019

Status Quo: Ausgleich des Spannungsverhältnisses, 

gesellschaftliche Vorteile offener Daten zu nutzen, ohne 

Persönlichkeitsrechte (Recht auf informationelle 

Selbstbestimmung) zu verletzen:

>VO (EU) 2016/679 (DSGVO)

>VO (EU) 2018/1807 (freier Verkehr nicht-

personenbezogener Daten)

>RL (EU) 2019/1024 (Weiterverwendung von Daten des 

öffentlichen Sektors)



3. Datenpolitik nachhaltigkeitsorientiert 

gestalten
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8 13. November 2019

Ziel: 

Nutzung der Daten für Nachhaltigkeits- und 

Umweltschutzzwecke effektivieren!

Dies erfordert die Nutzung privatwirtschaftlich 

erhobener Daten:

>RL (EU) 2019/1024 um entsprechende 

Bereitstellungspflicht und Weiterverwendungsrecht

erweitern. 

>RL eröffnet Möglichkeiten zur Indienstnahme privater 

Unternehmen – Vorreiterrolle Deutschlands?



4. Digitale Infrastruktur öffentlich-rechtlich 

gewährleisten
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9 13. November 2019

Status Quo: Zugang zu digitalen Daten und 

(Basis)Diensten ist Voraussetzung für individuelle Teilhabe, 

funktionierende Öffentlichkeit und effektive 

Nachhaltigkeitspolitik

>Angebote privater Plattformen häufig alternativlos, 

aber nicht adäquat

Ziel: EU sollte Gewährleistungsverantwortung für 

angemessenen Zugang übernehmen

> sollte in EU-Verträgen und nationalen Verfassungen 

verankert werden

>öffentlich-rechtliche IKT-Infrastrukturen in Bereichen 

hoher gesellschaftlicher Relevanz bereitstellen



5. Außenpolitik: 

Europäischer Weg der Digitalisierung als Akzent
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10 13. November 2019

Status Quo: Digitalisierung ist grenzüberschreitend 

Ziel: Digitalisierung in der Außenpolitik 

> in der Handelspolitik

> in der Zusammenarbeit mit Drittländern

> in internationalen Abkommen (z. B. Umweltpolitik) & 

internationalen Organisationen

Dies erfordert einen multilateralen Ansatz, für den die EU 

steht.

Aktuell dominante Digitalisierungsmodelle (USA, China) 

lassen Leerstelle eines wertebasierten Modells.



5. Außenpolitik: 

Europäischer Weg der Digitalisierung als Akzent
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11 13. November 2019

Die EU sollte und kann als global bedeutender 

Wirtschaftsraum...

> eine modellbildende Rolle für nachhaltige digitale 

Entwicklung spielen und diese in das Leitbild ihrer 

Außenpolitik integrieren

> einen UN-Gipfel zu „Nachhaltigkeit im Digitalen 

Zeitalter“ initiieren, mit dem Ziel einer 

entsprechenden Charta (vgl. wbgu.de/charta)

> auf eine globale Dateninfrastruktur für nachhaltige 

Entwicklung in den Händen einer „International 

Information Union“ hinwirken 

(z.B. für die zur Erdbeobachtung und SDG-Indikatorik

erfassten Daten als digitale Gemeingüter). 



Zusammenfassung

12 13. November 2019

1. Nachhaltigkeitspolitik: digitale Technologien umfassend „in den Dienst nehmen“

>Konsequenter Einsatz / Ressourcenbedarf / Post-2030

> SDG-Umsetzungsstrategie / 8. Umweltaktionsprogramm

2. Digitalpolitik: konsequent auf Nachhaltigkeitsziele ausrichten

3. Datenpolitik: Privatwirtschaftlich erhobene Daten in den Dienst nehmen

4. EU: Gewährleistungsverantwortung für eine öffentlich-rechtliche IKT-Infrastruktur

5. Außenpolitik: modellbildende Rolle für nachhaltige digitale Entwicklung



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

www.wbgu.de

Twitter: @WBGU_Council



13. November 2019

Prof. Dr. Dirk Messner, Co-Vorsitzender WBGU. Institut für Umwelt u. 

menschliche Sicherheit, Universität der Vereinten Nationen Bonn

Unsere gemeinsame digitale Zukunft

Kernaussagen des WBGU Hauptgutachtens 2019

verklicheda
Textfeld
Anlage 2




Leitfragen aus dem WBGU-Hauptgutachten 
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2 13. November 2019

Wie können digitale Technologien in den Dienst globaler 

Nachhaltigkeit gestellt werden?

Wie verändert Digitalisierung unsere Gesellschaften und 

Anforderungen an Nachhaltigkeit?

Was tun?



Der digitale Wandel... 
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3 13. November 2019

Neue Gesellschaftsformationen

Vernetzung

Kognition

autonome Systeme

Virtualität

Wissensexplosion



Künstliche Intelligenz und Machine

Learning heute... 
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4 13. November 2019

Schach

Go

Gesichter

Stimmenerkennung

Übersetzung

Textproduktion

Mustererkennung

Verhaltensprognosen

autonome Systeme uvm.  



Schauplätze digitalen Wandels

Industrieller Metabolismus

Neue Ansätze des nachhaltigen Wirtschaftens

Nachhaltiges Konsumverhalten

Onlinehandel

Digitalisierung für Klimaschutz und Energiewende

Elektroschrott in einer Kreislaufwirtschaft

Smart City und nachhaltige Stadtentwicklung

Urbane Mobilität

Präzisionslandwirtschaft

Monitoring biologischer Vielfalt 

Öffentlicher Diskurs 

Kollektives Weltbewusstsein 

Scoring 

Zukunftsbildung

Öffentlich-rechtliche IKT 

Digitale Technik als Gender-Bender? 

Selbstvermessung des Körpers

Internationale Arbeitsteilung

Arbeitswelten der Zukunft

Digitale Gemeingüter



Drei Dynamiken des Digitalen Zeitalters
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> Überschreitung planetarischer Leitplanken durch digital getriebene, 

ressourcen- und emissionsintensive Wachstumsmuster.

> Entmachtung des Individuums, Gefährdung der Privatheit: Wem gehören Daten?

> Digital ermächtigten Autoritarismus bzw. Totalitarismus. 

> Disruption der Arbeitsmärkte  - „Irrelevanz der menschlichen Arbeitskraft“ für die 

Wirtschaft?

> Missbrauch der Technisierung des Menschen auf Grundlage von 

Human Enhancement-Philosophien und -Methoden.

Digitale Systemrisiken vermeiden

7 13. November 2019



> Wissensexplosion

> Transnationale Vernetzungen – globale Kommunikationsinfrastrukturen – globale 

Kooperationskulturen 

> Globales (Um)Weltbewusstsein

> Interaktion mit AI (analytisch) – “last frontier”: soziale Kompetenz und Intelligenz, 

Empathie, Solidarität, Gefühle/ Emotionen/ Liebe

Aufklärung: Vernunft – “Handeln aus guten Gründen” als Ausgangspunkt für 

Einhegung von Macht (MR, Demokratie, Rechtsstaat, Bürgergesellschaft) –

“Veränderung der Denkungsart der Menschen” 

Neuer Humanismus: Chancen für globale Ausdehnung der Mechanismen der 

Machtausdehnung – PLUS Multiplikation der sozialen Fähigkeiten der Menschen –

“Veränderung der Denkungsart der Menschen/ 2. Ordnung) – kulturelle Evolution

Neuer Humanismus im digitalen Zeitalter –

ein erneuerter Aufklärungsschub?

8 13. November 2019



Charta 

für ein nachhaltiges digitales Zeitalter
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9 13. November 2019

Drei Kernelemente der Charta 

1. Digitalisierung im Sinne der Agenda 2030 

gestalten und digitale Technik zur Erreichung der 

SDGs nutzen

1. Über die Agenda 2030 hinaus: Systemrisiken 

vermeiden (Rechte schützen, Gemeinwohl 

fördern, Entscheidungssouveränität 

gewährleisten, …)

2. Gesellschaften prozedural auf zukünftige 

Herausforderungen vorbereiten (ethische 

Leitlinien, Wissenschaft, Bildung, …): 

handlungsfähige Verantwortungsgesellschaften



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Alle WBGU Gutachten sind kostenlos verfügbar, gedruckt oder digital unter

www.wbgu.de.

Twitter: @WBGU_Council



13. November 2019Prof. Dr. Maja Göpel, Generalsekretärin WBGU

Wissenschaftliche Beratung für globale 

Nachhaltigkeitspolitik: Der WBGU

verklicheda
Textfeld
Anlage 3




Eingerichtet 1992 als politisch unabhängiges, interdisziplinäres, wissenschaftliches 

Beratungsgremium = Wissenschaftssynthese

Politikberatung 

> Analyse globaler Umwelt- und Entwicklungstrends

> Beobachtung/Bewertung internationaler Nachhaltigkeitspolitik

> Frühwarnung: auf neue Risiken hinweisen

> Empfehlungen für Politikgestaltung entwickeln

Aufgaben wissenschaftlicher Politikberatung

2 13. November 2019



Forschungsgestaltung

> Auswertung/Bewertung von Nachhaltigkeitsforschung

> Identifikation von Forschungslücken und Vorschläge für Forschungsprozesse und 

–politik

Öffentlichkeitsarbeit 

> Themen und Debatten in die Gesellschaft tragen

Aufgaben wissenschaftlicher Politikberatung

3 13. November 2019



WBGU Struktur
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4 13. November 2019

Bundeskabinett

Interministerielle 

Arbeitsgruppe WBGU

Übergabe der

Gutachten 9 Mitglieder
für 4 Jahre berufen

& Persönliche wiss. 

Mitarbeiter

NGOs
Wissen-

schaft

Deutschlands Rolle in der globalen 

Nachhaltigkeitspolitik
Zivil-

gesell.
Medien

Quelle:  WBGU

Berufung

der Mitglieder

Austausch

Geschäftsstelle
 Generalsekretärin

Veröffentlichung als 

Bundestagsdrucksache

Einladungen in Ausschüsse

Gutachten

Unterstützung Information/Austausch

--------------------------------

Finanzierende Ministerien

- Umwelt & Forschung 

Budget

- ca.. 2,5 Mio. € jährlich

Sitzung:

2 Tage /Monat

Politisch unabhängig , überparteilich



> Energiewende zur Nachhaltigkeit (2003)

> Armutsbekämpfung durch Umweltpolitik (2004)

> Sicherheitsrisiko Klimawandel (2007)

> Bioenergie und nachhaltige Landnutzung (2008)

> Gesellschaftsvertrag für eine Große Transformation 

(2011)

> Menschheitserbe Meer (2013)

> Die transformative Kraft der Städte (2016)

Hauptgutachten - Wissenschaftliche Analysen 

zu Themen des Globalen Wandels

5 13. November 2019



> Entgelte für die Nutzung Globaler Gemeinschaftsgüter 

(2002)

> Über Kioto hinaus denken – Klimaschutzstrategien für das 

21. Jahrhundert (2003)

> Die Zukunft der Meere – zu hoch, zu warm, zu sauer 

(2006)

> Kassensturz für den Weltklimavertrag: Der Budgetansatz 

(2009) 

> Klimaschutz als Weltbürgerbewegung (2014)

> Entwicklung und Gerechtigkeit durch Transformation:

Die vier großen I (2016)

Sondergutachten - Wissenschaftliche Analysen 

zu Teilthemen

6 13. November 2019



> Keine Entwicklung ohne Umweltschutz: Empfehlungen 

zum Millennium + 5 Gipfel (2005)

> Neue Impulse für die Klimapolitik: Chancen der deutschen 

Doppelpräsidentschaft nutzen (2007)

> Klimapolitik nach Kopenhagen: Auf drei Ebenen zum 

Erfolg (2010)

> Finanzierung der globalen Energiewende (2012)

> Zivilisatorischer Fortschritt innerhalb planetarischer 

Leitplanken – Ein Beitrag zur SDG-Debatte (2014)

> Zeitgerechte Klimapolitik – Vier Initiativen für Fairness 

(2018)

> Digitales Momentum für die UN Nachhaltigkeitsagenda im 

21. Jahrhundert (2019)

Politikpapiere – Kurze Stellungnahmen, v.a. zu 

Politikprozessen

7 13. November 2019



> Planetare Leiplanken

> 1,5 Grad-Klimaschutz, Biodiv.-Verlust bis 2050, 

Bodendegradation bis 2030 zum Stillstand bringen...

> Transformation zur Nachhaltigkeit 

> Pioniere, Gesellschaftsvertrag, Möglichkeitsfenster

> Systemischer Innovationsansatz

> Ökologische, technologische, ökonomische, soziale und 

kulturelle Faktoren als interdependent betrachten

> Dilemmata und integrierte Lösungen

> Umwelt und Sicherheit, Zielkonflikte, integrierte Ansätze 

> Perspektive der Zukunftsoffenheit

> Humanistisches Ideal der handlungsfähigen Gesellschaften 

WBGU Perspektive – Prägende Konzepte

8 13. November 2019



Öffentliche Verbreitung 
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9 13. November 2019

Veröffentlichung der Gutachten

Übergabe an Bundesminister und Pressekonferenz

Vorstellung national und international

Bundesministerien, Bundestag, UN, Weltbank, 

Entwicklungsbanken, globale Gipfel, Bundestag, NGOs, 

Universitäten, Privatwirtschaft, eigene Events

Medien

(B)PK´s, Interviews, Hintergrundgespräche, Op-ed 

(Meinungsbeiträge), Interviews....



Dissemination am Beispiel

Transformative Kraft der Städte (2016)
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> Mitarbeit IMA Stadt der Bundesregierung 

> Teilnahme am German Habitat Forum und Habitat III 

> Beiträge zum Entwurf New Urban Agenda (NUA)

> Kommentar zum Ergebnis Habitat III

> Stellungnahme zur Umsetzung der NUA / UN-Habitat Reform

> Konferenz „Transformative Power of Cities“



> Impulspapier mit ersten Thesen nach 1 Jahr

> Worldcafé mit Forschern und Praktikern aus Digi & 

NH

> „WBGU im Gespräch“ mit Praktikern 

> Illustrierende Grafiken und Icons in den Gutachten

> Online kommentierbare Charta

> Kurzfilm zu den großen Linien

Neue Formate bei Gutachtenerstellung

Digitalisierung

11 13. November 2019



Mitglieder Periode 2016-2020
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12 13. November 2019

Martina Fromhold-Eisebith, Wirtschaftsgeographin

Ulrike Grote, Agrar/Entwicklungsökonomin

Karen Pittel, Ökonomin

Dirk Messner (Vors.), Politikwissenschaftler

Ellen Matthies, Psychologin

Sabine Schlacke (Vors.), Juristin

Hans Joachim Schellnhuber, Physiker

Ina Schieferdecker (bis 10/2019)

Digitalisierungswissenschaftlerin

Uwe Schneidewind, Nachhaltigkeitswissensch.



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Alle Gutachten sind kostenlos verfügbar - gedruckt oder digital - unter

www.wbgu.de.

Twitter: @WBGU_Council


